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D  e n h o c h g e e h r t e n

Wählern

des zwölften städtischen Wahldistricts im Herzogthum 

Holstein,

den hochach t bar en

Bürgern und Einwohnem

der Städte

Neus t adt  und H e i l i g e n h a f e n

ehrerbietigst gewidmet

von

dem Verfasser.





Ä lls  ich die ehrenvolle Wahl, durch die ich von Ihnen, 
hochgeehrte Herren, zum Abgeordneten des zwölften 
städtischen Wahldiftricts des Herzogthums Holstein be­
rufen ward, ohne daß ich den mindesten Anspruch auf 
ein für mich so schmeichelhaftes Vertrauen geltend machen 
konnte, mit dankerfülltem Herzen annahm, da habe ich 
es Ihnen und mir gelobt, daß mein unablässiges Stre­
ben auf die Erreichung des schönen Zieles, für welches 
Sie meine geringen Kräfte in Anspruch nahmen, fortan 
gerichtet seyn solle. Wenn nun auch mein Gewissen 
mir das Zeugniß giebt, daß ich dies Ziel seither nicht 
aus den Augen verloren und während der Dauer der 
ersten Ständeverfammlung mich unablässig bestrebt habe, 
die Pflichten zu erfüllen, deren Wichtigkeit ich in ihrem 
ganzen Umfange zu erkennen glaube, so hat mich den­
noch oft der Zweifel beunruhigt, ob Sie vielleicht häu­
figere Mittheilungen über den Gang der Verhandlungen 
während der Dauer der Ständeberathungen, als ich sie 
Ihnen, den Umständen nach, habe machen können, oder



ob Sie auch nach der Beendigung dieser eine öffentliche 
Rechenschaft von mir erwartet haben, wie sie der hoch­
geehrte Abgeordnete von Itzehoe seinen Wählern abge­
legt hat. Dennoch hat eine sorgfältige Erwägung des 
Gegenstandes meiner Besorgniß mich die Unzuträglich­
keiten erkennen lassen, welche mit der Befriedigung Ihrer 
Erwartungen, insofern sie diese gehegt haben sollten, ver­
knüpft seyn würden, und es hat mir die Hofnung, daß 
ich eine Gelegenheit finden werde, mich bei Ihnen durch 
eine offene Darlegung meiner Bedenklichkeiten zu recht­
fertigen, die Beruhigung gewährt, die mir bei der hohen 
Wichtigkeit, welche die Bewahrung Ihres Vertrauens 
für mich hat und immer haben wird, ein dringendes 
Bedürfniß seyn mußte. Erlauben Sie mir jetzt Ihnen 
jene Bedenklichkeiten näher zu bezeichnen.

In  anderen konstitutionellen Staaten, in denen die 
Repräsentativ-Verfassung schon lange besteht, und in 
denen der Umfang der Rechte, welche der Landesver­
tretung zustehen, nicht darauf beschränkt ist, der Regie-



rung einen gewissenhaften Rath zu ertheilen, hat sich 
längst ein Verhältniß zwischen den Wählern und den 
von ihnen erwählten Repräsentanten des Landes festge­
stellt, welches es nicht allein diesen gestattet, sondern 
ihnen es auch zur Pflicht macht, sich über ihre politi­
schen Grundsätze und über die Maaßregeln gegen ihre 
Wähler offen auszusprechen, auf welche jene ihre An­
wendung finden sollen, oder bereits gefunden haben. 
Solche offene Mittheilungen bestimmen in jenen Ländern 
mit Recht das Urtheil der Wähler über die von ihnen 
erwählten Repräsentanten des Landes, weil ein großer 
Theil jener eine entschiedene Ansicht über die Gegenstände 
der parlamentarischen Verhandlungen besitzt, ein anderer 
Theil sich aber doch im Besitze derselben glaubt, und 
weil die Zweckmäßigkeit der Beschlüsse der Landesreprä­
sentation dort um so leichter erkannt werden kann, da 
sie einen unmittelbaren Einfluß auf die Erlassung oder 
Versagung solcher Gesetze haben, durch welche das öffent­
liche Wohl befördert oder beeinträchtigt wird. Ganz



anders scheint mir aber unser Verhältniß zu seyn, da 
einmal die Institution, von der wir bisher nur noch 
wünschen und hoffen können, daß sie unserem Lande 
Heil bringen werde, eine neue, noch nicht durch die 
Erfahrung bewährte ist, deren wohlthätigen Folgen erst 
in dem Maaße werden erkannt werden können, als die 
Regierung die ihr von den Ständen ertheilten Rath­
schläge billigen und zur Anwendung bringen wird, und 
als jene dann, zufolge Beseitigung bisher bestehender 
zweckwidriger, oder durch die Einführung neuer, zweck­
mäßiger Einrichtungen sich als wohlthätig bewähren 
werden.

Diese Verschiedenheit der Verhältnisse, welche sich 
bei der Vergleichung unserer neuen Institution mit denen 
darstellt, deren wichtiger Einfluß auf das Wohl anderer 
Staaten längst durch die Erfahrung bestätigt worden, 
scheint mir aber auch zu bedingen, daß das Vertrauen 
der Wähler zu ihren Repräsentanten auf einer anderen 
Grundlage beruhen müsse, als auf der Mittheilung der



Ansichten, welche diese über einen jeden der Gegenstände, 
welche in den Ständeversammlungen zum Antrage, oder 
zur Verhandlung gekommen sind, ausgesprochen haben. 
Die Zahl dieser Gegenstände sowohl, als ihr verschie­
dener Gehalt wird es einem jeden, auch dem tüchtigsten 
Repräsentanten unmöglich machen, sich über einen jeden 
derselben ein so begründetes Urtheil zu bilden, daß er 
sich es zutrauen könnte, seine Wähler von der Richtig­
keit der von ihm geäußerten Ansichten zu überzeugen, 
oder sein Ja  oder Nein vor ihnen zu rechtfertigen. 
Ueberdies werden nur wenige unter diesen Wählern sich 
selbst ein begründetes Urtheil über alle Gegenstände der 
Verhandlungen gebildet haben und unter diesen Wenigen, 
wie unter allen Uebrigen wird eine solche Verschieden­
heit der Ansichten leicht hervortreten können, daß die 
Einen, mit der Ansicht des Abgeordneten einverstanden, 
ihm ihren Beifall, die Anderen, um ihrer entgegengesetz­
ten Ansicht willen, ihm ihren Tadel zu erkennen geben 
würden, wenn unsere Institution nicht die Unabhängig-



feit der Abgeordneten von den Ansichten und Ueberzeu­
gungen ihrer Wähler vorausgesetzt und deshalb die Er- 
theilung von Instructionen dieser an jene untersagt hätte.

Deshalb allein muß es wohl als unmöglich erschei­
nen, daß die Abgeordneten sich auf dem Wege der M it­
theilung über al le Gegenstände der Verhandlungen in 
dem Vertrauen ihrer Wähler erhalten oder befestigen 
können, wie sehr dies auch meinem trefflichen Freunde 
in Itzehoe gelungen ist, der seinem Namen durch Bie­
derkeit und Freisinn einen so guten Klang im Lande 
erworben hat. Wenn aber Mehrere ihren Wählern eine 
solche öffentliche Rechenschaft ablegen wollten, mögte 
dies aber auch noch andere Bedenklichkeiten in einem 
neuconstitutionellen Lande haben, indem die Nutz­
barkeit, welche eben so wenig in öffentlichen Dingen an 
einen Tadel gewöhnt ist, als sie ihn im täglichen Leben 
verträgt, ohne sich bitter gekränkt zu finden, erst durch 
längere Gewohnheit an öffentliches Leben und Treiben 
bis zu dem Grade — soll ich sagen: abgestumpft,



oder: geläutert? —  zu werden bedarf, wie dies in den 
altconstitutionellen Ländern der Fall ist, um eine Kritik 
zu verschmerzen, wie sie sich in den entgegengesetzten 
Aeußerungen derer Herausstellen würde, die sich zu ver­
schiedenen Ansichten und Grundsätzen bekennen.

Wenn ich mich denn bisher von diesen Erwägun­
gen habe abhalten lassen, mich gegen Sie, hochgeehrte 
Herren, über meinen Antheil an den Verhandlungen der 
meisten Gegenstände, welche die Holsteinische Stände­
versammlung beschäftigt haben, auszusprechen, hat es 
mir um so willkommener seyn müssen, daß sich mir jetzt 
eine Gelegenheit darbietet, Ihnen über den Hauptgegen­
stand der Berathungen des ersten Landtages, der auch 
für die Mehrzahl von Ihnen ein großes Interesse haben 
wird, —  über die Reform unseres Zollwesens, —  meine 
Ansichten und Ueberzeugungen vorzulegen, indem ich 
Ihnen die nachstehenden, für das Schleswig-Holsteinische 
Publicum bestimmten Blätter hiedurch ehrerbietigst zu­
eigne. Mögen Sie, wenn auch die persönlichen Ueber-



Zeugungen Vieler unter Ihnen von denen abweichen 
werden, die ich als die weinigen habe aussprechen müs­
sen, in der Darstellung der Gründe, denen ich jene 
Ueberzeugungen verdanke, die Redlichkeit und den Frei- 
muth nicht vermissen, welche das Ziel meines Strebens 
seyn werden, so lange die Vorsehung mein Leben fristet.

Nachdem ich die kleine Arbeit, zu der mich, neben 
den von mir bezeichneten Veranlassungen, auch die Hof- 
nung bewogen hat, mein Scherflein dazu beizutragen, 
daß die bisher schwankenden Ansichten über den verhan­
delten, für Schleswig-Holstein so wichtigen Gegenstand 
fester begründet und bestimmt werden mögten, mit dem 
letzten Tage dieses Jahres beendigt habe, schreibe ich 
diese Zueignung an Sie in der letzten Stunde des alten 
Jahres nieder. In  dieser feierlichen Stunde aber wird 
ein jedes ernste Gemüth nicht allein in die Vergangen­
heit, sondern auch in die Zukunft seine Blicke richten 
und dem Wechsel der irdischen Dinge in dem neuen Zeit­
abschnitt entgegengehend, wie ihn alle Geschlechter der



Vergangenheit und der Gegenwart erfahren haben, wird 
Keiner von uns sich heute zur Ruhe legen, ohne seine 
Wünsche und Hofnungen für das neue Jahr vor Dem 
auszusprechen, der die Schicksale der Völker, wie die 
der einzelnen Menschen lenket. So erlauben Sie mir 
denn, daß ich auch Ihnen diese Wünsche und Hofnun­
gen, nicht wie ich sie für mich und die Meinigen, son- 
wie ich sie für Schleswig-Holstein im Herzen trage, 
in dieser Stunde aussprechen darf, da das neue Jahr, 
das mit dem nächsten Stundenschlage beginnen wird, 
für unser theures Vaterland eine Bedeutung hat, wie 
vielleicht keines von denen, die hinter ihm liegen.

In  diesem Jahre soll die neue Institution, bestimmt 
das Band des Vertrauens zwischen unserem Könige und 
seinem Volke fester zu knüpfen, die ersten Früchte tra­
gen. In  diesem Jahre sollen Verhältnisse geordnet 
werden, die nicht länger ohne große Gefahr für das 
Wohl unseres Landes in der Lage bleiben dürfen, in 
der sie bisher schon zu lange geblieben sind. Dieses



Jahr soll die Entscheidung derjenigen ernsten Fragen 
bringen, deren Gewicht unsern König und seine Räthe 
noch jetzt belastet.

Möge denn der König aller Könige unseren theu­
ren König noch lange in rüstiger Manneskraft erhalten! 
Möge Er ihn in dem neuen Jahre mit dem Lichte der 
Wahrheit erleuchten, welches auch er in dieser Stunde 
gewiß von Oben ersteht! Möge Er, der auch die Ent­
schlüsse der Sterblichen wie ihre Schicksale lenket, unse­
rem Könige den Entschluß aufs Neue in das Herz legen, 
die erkannte Wahrheit zum Heile seines treuen Volkes 
zur Richtschnur seiner Beschlüsse zu machen! Möge er 
dazu in der Redlichkeit, der Einsicht und dem Eifer 
derer, die seinem Throne nahe stehen, und in dem wohl­
überlegten Rathe seiner getreuen Stände, wenn die Zeit 
gekommen seyn wird, die sie wieder versammelt, Stützen 
finden, die ihm die schwere Königsbürde erleichtern und 
ihm den Weg bahnen, den sein landesväterlicher Wille 
ihnen vorzeichnen wird!



Aber auch für die neue Institution erlauben Sie 
mir Ihnen meine Wünsche auszusprechen, die gewiß auch 
Bielen von Ihnen am Herzen liegen. Möge es unse­
rem Könige gefallen, die Ständeversammlungen der Her­
zogtümer Schleswig und Holstein zu Einer, gemein­
samen, Schleswig-Holsteinischen Ständeversammlung zu 
erheben, damit nicht ferner widerstreitende, in partiellen 
Interessen begründete Rathschläge an die Stufen des 
Thrones gelangen, während ein festes, unauflösliches 
Band, wie es Schleswig und Holstein lange verknüpft 
hat und immer vrrknüpfen wird, beide Herzogtümer zu 
einem und demselben Interesse vereinigt! Wenn aber 
dieser Wunsch seiner Erfüllung noch ferne stehen sollte, 
so möge mein zweiter Wunsch für die neue Institution 
ihr desto näher stehen. Möge die nächste Ständever­
sammlung der Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen nicht ent­
behren, deren Mangel der Erfüllung der Königlichen 
Absicht, das Band des Vertrauens zwischen dem Für­
sten und dem Volke fester zu knüpfen, in den Weg tritt,



indem er verhindert, daß das Band des Vertrauens 
zwischen dem Volke und seinen Vertretern so fest 
geschlungen werde, als die Erreichung des wahrhaft 
Königlichen Wunsches es erfordert. Denn nur durch 
ein inniges Vertrauen des Volkes zu seinen Vertretern 
wird der Königliche Wille erfüllt werden können.

M it diesen Wünschen lege ich die Feder nieder.

Geschrieben in der letzten Stunde 
des Jahres 1836.

Ehrerbietigst

I .  F. N. Lorentzen.



V o r w o r t .

Unter ben Gegenständen, welche unsere Regierung den Stände- 

Versammlungen in Itzehoe und Schleswig zur Berathung vor­
gelegt hat, hat nur Einer, der Entwurf eines neuen Zollgesetzes, 

die allgemeinere Theilnahme der Schleswig-Holsteiner erregt. Der 
Grund dieser Theilnahme ist theils in dem Einflüsse zu finden, 
den die Zolleinrichtungen auf die materiellen Interessen fast aller 
Staatsbürger ausüben, theils aber, und vielleicht größtentheils, in 

dem Widerwillen aller Redlichen gegen die Schmuggelei, (sit 

venia verbo !) welche begünstigt durch die bisher bestehenden, 

von der Regierung selbst als unzweckmäßig und verwerflich er­

kannten Einrichtungen, und geschützt, ja, wohl nicht selten be­

fördert von denen, die zu Wächtern des Gesetzes bestellt worden, 

zu einem so großen Uebel herangewachsen ist, daß unser Vater­

land dadurch mit allgemeiner Demoralisation bedroht wird.

Das Daseyn dieses Uebels wird allgemein anerkannt, aber 
man ist uneinig über die Wahl der anzuwendenden Heilmittel.

Es kann aber nicht befremden, wenn die in dem Entwurf 

des neuen Zollgesetzes dargebotenen Mittel nicht mit allgemeinem 

Vertrauen aufgenommen sind, da sich in einem weiten Kreise
1



die Ansicht verbreitet hat, daß es kein Mittel zur Heilung des 

Uebels gebe. Denn, „weshalb wäre es sonst nicht schon längst 

angewandt?" —

Dies Mißtrauen in die Heilbarkeit des Uebels erklärt aber, 

wie ich glaube, am genügendsten den Beifall, den das heroische 
M ittel, welches der Herzog von Auguftenburg auf dem Schles- 

wigschen Landtage in Vorschlag gebracht hat, die Aufhebung 

des Z o l l s ,  bei einer Anzahl unserer Mitbürger in beiden 
Herzogthümern gefunden hat, wie wenig auch die Folgen der 
proponirten Amputation ihnen zusagen dürsten.

Eine nähere Erörterung dieses Gegenstandes ist der Zweck 
dieser Blätter, zu deren Abfassung ich zunächst durch das An­
sinnen einiger meiner Mitbürger veranlaßt bin, die mich zur 

Unterzeichnung der von ihnen an Se. Durchlaucht, den Herzog 
von Augustenburg gerichteten Dankaddresse aufforderten. Als 

ein Freund der Oeffentlichkeit habe ich mich um so mehr zur 
öffentlichen Darlegung der Gründe verpflichtet gehalten, die mich 

bestimmt haben, meine Theilnahme an der Addrefse zu ver­
weigern, da der Gegenstand, um den es sich handelt, von fe 

großer Wichtigkeit ist, und da auch die von mehreren Seiten an 

den Herrn Proponenten desselben gerichteten Äcclamationen zur 
öffentlichen Kunde gebracht sind.



3^ie Schleswigsche Ständeversammlung ist von mehreren Seiten 
getadelt worden, weil sie den Antrag des Herzogs von Augusten- 
burg in Betreff der Aufhebung des Zolls und der Einführung 
einer Classensteuer abgelehnt hat, ohne einen Ausschuß zu deffen 
Prüfung zu bewilligen. Dieser Tadel dürfte aber nicht gehörig 
zu begründen, vielmehr aus einer Unbekanntfchaft mit den Stände­
verhandlungen hervorgegangen seyn, welche leider! — Dank 
sey es den verschlossenen Thüren und der mißfälligen Form, in 
welcher die Verhandlungen bisher zur öffentlichen Kunde gebracht 
wurden, — viel weiter bei uns verbreitet ist, als es mit dem 
gewiß höchst wünschenswerthen, aber durch die rege Theilnahme, 
wenigstens des intelligenteren Theils der Staatsbürger, bedingten 
Gedeihen der neuen Institution verträglich seyn kann. Für die 
Leser der Schleswigschen Ständezeitung wird es aber nicht zweifel­
haft seyn, daß die Majorität der Ständeversammlung triftige 
Gründe zur Ablehnung der Herzoglichen Proposition gehabt habe.

Diese Behauptung soll jedoch nicht dazu dienen, einen 
Zweifel an der Zweckmäßigkeit einer zur rechten Zeit eingetretenen 
sorgfältigen und gewissenhaften Prüfung des Vorschlages zu be­
gründen. Wer wollte es bestreiten, daß durch eine solche Prü­
fung die gute Sache nur hätte gewinnen können? Denn die 
Verbreitung einer gründlichen Einsicht in die für das Gemein­
wohl wichtigen Angelegenhesten wird immer von allen Wohl­
gesinnten als ein Gewinn erkannt werden. Aber auch für die 
Gegner der Proposition würde es erwünscht gewesen seyn, wenn

1 *
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sie der Prüfung eines Ausschusses hätte unterzogen werden können, 
da durch diese die Nachtheile der Aufhebung des Zolls und der 
Einführung einer Classensteuer Vielen von Denen, welche, sich 
von den beantragten Einrichtungen goldene Früchte versprechend, 
jetzt vielleicht an den bekannten Dankaddressen Theil genommen 
haben, würden einleuchtend geworden seyn.

Daß diese Vortheile in dem vorliegenden Fall nicht haben 
erreicht werden können, das mögte einzig und allein dem Um­
stande zuzuschreiben seyn, daß der Herr Proponent seinen Antrag 
zu spät gemacht hat. Wenn er ihn damals der Versammlung 
vorgelegt hätte, als der Entwurf des neuen Zollgesetzes vom 
Königlichen Commissarius entwickelt und ein Ausschuß zu dessen 
Prüfung erwählt war, — wenn er damals beantragt hätte, daß 
die Prüfung seiner Proposition demselben Ausschusse überwiesen, 
oder daß eine besondere Comitö damit beauftragt werde, dann 
würde die Majorität der Versammlung, wie wenig sie auch für 
die beantragten Einrichtungen eingenommen seyn mogte, sich 
gewiß nicht ihrer näheren Prüfung widersetzt haben. Weshalb 
der Herr Proponent, dem doch das Terrain, auf welchem er sich 
bewegte, bekannt genug gewesen zu seyn scheint, und von dem 
nicht anzunehmen ist, daß er sich in Hinsicht des Gewichts seines 
Antrages oder der zur gründlichen Prüfung desselben erforder­
lichen Zeit hätte irren können, diesen so umfassenden, die Arbeiten 
der Versammlung so bedeutend vermehrenden Antrag erst wenige 
Wochen vor dem bereits bestimmten Schlüsse der Verhandlungen 
gemacht habe, darüber ist bisher nichts bekannt geworden. Dies 
ist aber auch deshalb zu bedauern, weil dadurch die Ansicht 
Derer an Wahrscheinlichkeit gewonnen hat, welche annehmen, 
daß der Herr Proponent sich erst dann entschlossen habe den 
Antrag auf Aufhebung des Zolls zu machen, nachdem er sich 
in den Schlußberathungen des Ausschusses überzeugt hatte, daß 
die Majorität desselben sich für die Annahme des modisicirten 
Entwurfs und für die Erlassung des neuen, die Zollprivilegien
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beseitigenden Zollgesetzes aussprechen werde, ohne dabei eine vor­
gängige Bestimmung der den bisher Privilegirten zu leistenden 
Entschädigung zur Bedingung zu machen. Wenn aber jene 
Annahme gegründet wäre, so würde der Antrag auf Ernennung 
eines Ausschusses nicht sowohl eine gründliche Prüfung des 
Gegenstandes der Herzoglichen Proposition bezweckt haben, son­
dern vielmehr als ein Manoeuver zu betrachten seyn, durch 
welches der Herr Proponent eine Diversion zu Gunsten der von 
ihm erstrebten Verwerfung des Zollgesetzentwurfs zu machen 
beabsichtigt hätte. Denn, wenn es dem Ausschüsse nicht mög­
lich geworden wäre, seinen Bericht vor dem Ende der D iät zu 
erstatten, — und diese Unmöglichkeit ist, dem Vernehmen nach, 
fast von allen Mitgliedern der Ständeversammlung anerkannt 
worden, — dann würden nur Diejenigen, welche sich durch ein 
selbstständiges Urtheil von der Verwerflichkeit der Proposition 
überzeugt hatten, mit gutem Gewissen ihre Stimmen für die 
Annahme des Zollgesetzentwurfs haben abgeben können, die M a­
jorität der Versammlung aber, von der man annehmen darf, 
daß sie zu einem bestimmten Urtheile über die Zweckmäßigkeit 
der Aufhebung des Zolls und der Einführung einer Classensteuer 
nur durch den Bericht des Ausschusses und durch eine Verhand­
lung über denselben befähigt werden konnte, würde sich gescheut 
haben das Zollgesetz anzurathen, bevor jene Frage entschieden 
worden. I n  diesem Falle aber dürfte ihnen das Fortbestehen 
eines so lange bestandenen Uebels minder bedenklich erschienen 
feim, als die Anrathung eines Gesetzes, welches vielleicht in der 
nächsten Diät durch die Annahme der Herzoglichen Proposition 
als unnöthig erkannt werden konnte.

Ob die Absicht des Herrn Proponenten die eben angedeutete 
gewesen sey oder nicht, das wird wohl dahingestellt bleiben 
müssen ; daß aber die Verspätung des Antrages bis zu der Zeit, 
wo dessen genügende Erledigung nicht mehr zu erwarten war, 
verbunden mit der nur schwachen, den Mangel gründlicher.
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umsichtiger Prüfung verrathenden Motivirung desselben, wie 
solche in No. 88 der Ständezeitung mitgetheilt ist, jene An­
nahme unterstützen, dürfte nicht zu bestreiten seyn.

Diejenigen aber, welche (mit dem Verfasser dieser Blätter) 
von der Nothwendigkeit einer schleunigen Abstellung der Uebel, 
welche eine verwerfliche Zolleinrichtung bisher über Schleswig- 
Holstein gehäuft hat, überzeugt sind, haben sich nur darüber 
freuen können, daß der Entwurf eines neuen Zollgesetzes in der 
Schleswigschen Ständeverfammlung ein besseres Schicksal er­
fahren hat, als ihm in der Holsteinischen Versammlung durch 
das Uebergewicht der Privilegirten zu Theil geworden, wie 
wünschenswerth sonst auch eine Uebereinstimmung beider Stände­
versammlungen über wichtige Gegenstände der Verhandlung 
erscheinen mag. I n  dem vorliegenden Fall aber würde die 
Uebereinstimmung der Majorität beider Versammlungen nur zu 
leicht die Dauer des schon viel zu lange bestandenen Unheils, 
welches sich gleich einer Wucherpflanze mit jedem Tage weiter 
verbreitet, bis in unbestimmte Zukunft verlängert, ja vielleicht 
das Uebel unheilbar gemacht haben.

Daß aber die Aufhebung des Zolls in Schleswig-Holstein 
weder die materiellen, noch die moralischen Interessen des Landes 
werde befördern können, dies nachzuweisen bezweckt die nach­
stehende Erörterung, indem sie zuvörderst dem von dem Herrn x 
Proponenten zur Begründung seiner Proposition gehaltenen Vor­
trage folgen wird, wie ihn die Ständezeitung zur öffentlichen 
Kunde gebracht hat.

Der Durchlauchtige Proponent hat vier Zwecke namhaft 
gemacht, deren Erreichung er von der Aufhebung des Zolls er­
wartet. Diese sind:

1) Die Ersparung der mit der Hebung der Zollintraden ver­
bundenen Controll- und Hebungskosten;



L) die Beförderung des Nationalwohlstandes durch freien Han­
del und freie Schifffahrt und durch Befreiung des innern 
Verkehrs von allen bisherigen Bürden;

3) die Erfparung derjenigen Summen, welche die Aufhebung 
der bisherigen Zollfreiheit erfordern würde;

4) die Verhinderung der Verbrechen, welche dem Schleichhandel 
stets folgen, durch dessen Beseitigung.

Außerdem beabsichtigt der Herr Proponent die Abschaffung der 
Kopfsteuer durch die dereinstige Verwendung der bis zum Aus­
sterben der jetzt im Amte befindlichen Zollbedienten zu ihrer 
Pensionirung erforderlichen Summen. Da aber die Aufhebung 
der Kopfsteuer auch ungeachtet des Fortbestehens des Zolls, und 
hoffentlich früher, als es auf dem von dem Herrn Proponenten 
beabsichtigten Wege geschehen könnte, zu erreichen seyn wird, 
indem die Unzweckmäßigkeit dieser Steuer allgemein anerkannt 
und es einleuchtend ist, daß sie, auch abgesehen von ihrer inneren 
Verwerflichkeit, schon deshalb nicht in ihrer jetzigen Einrichtung 
würde fortbestehen können, weil einige Landestheile gar nicht 
von ihr getroffen werden, so dürfte dieser Zweck, als in keinem 
nothwendigen oder natürlichen Zuhammenhange mit der Auf­
hebung des Zolls stehend, bei der Erwägung der Zollfrage füg­
lich übergangen werden können.

Bei der Erörterung des ersten der genannten vier Zwecke 
hat der Herr Proponent die unverhältnißmäßige Größe der Eon- 
troll- und Hebungskosten'hervorgehoben. Wenn es wahr wäre, 
was Se. Durchlaucht behauptet hat: „daß der Zoll eine Steuer 
sey, wie jede andere," wenn er mithin n u r aus finanziellem 
Gesichtspunkte zu beurtheilen wäre, so würde allerdings die Größe 
der Erhebungskosten dieser Steuer ihn als verwerflich erscheinen 
lassen. Daß der Zoll aber nicht eine Steuer sey, wie jede 
andere, scheint der Herr Proponent doch selbst gleich nachher 
mit den Worten eingeräumt zu haben, daß, „wenn Vortheile
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damit verbunden wären, welche anders nicht zu erlangen sind," 
der Zoll, ungeachtet der Größe der Erhebungskosten, würde ge­
rechtfertigt werden können. Ohne sich jedoch in eine Untersuchung 
der Frage einzulassen: ob die Vortheile, welche bekanntlich die 
Gesetzgebungen fast aller Länder unseres Welttheils durch den 
Zoll bisher zu gewinnen beabsichtigt haben, nicht erreicht worden 
sind oder doch in Schleswig-Holstein nicht erreicht werden kön­
nen, fährt er for t : „M an sagt, daß der Zoll den Luxus bestem 
und eine indirecte Steuer sey; noch aber hat die National­
ökonomie sich nicht darüber entschieden, ob directe oder indirecte 
Steuern für einen bloß (?) Ackerbau und Viehzucht treibenden 
Staat, wie den unsrigen, die besten sind. Sollten sie hier ein­
geführt werden, so würden sie mit einer größeren Last verbunden 
seyn, als die directen Steuern." Wie es scheint, um diese Be­
hauptung zu begründen, äußert der Herr Proponent, daß die 
Fortschritte der landwirthschaftlichen Cultur der Herzogthümer 
und das Zurückbleiben Dänemarks hinter denselben dadurch zu 
erklären seyn mögten, daß jene mehr directe, dieses mehr indirete 
besteuert werden. Es dürfte jedoch nicht schwer seyn, die Ur­
sachen aufzufinden, welche jenen Unterschied in der landwirth­
schaftlichen Cultur beider Länder bisher veranlaßt haben, ohne 
daß man genöthigt werden könnte zu dieser Hypothese seine 
Zuflucht zu nehmen, die nur, nachdem eine sorgfältige Unter­
suchung ergeben haben würde, daß alle übrigen Verschiedenheiten 
in den Verhältnissen beider Länder und ihrer Bewohner das 
Zuückbleiben Dänemarks nicht zu erklären vermögten, einigen 
Eingang möchte finden können, obgleich es doch bekannt ist, 
daß auch Dänemark in neuerer Zeit bedeutend in der landwirth­
schaftlichen Cultur fortgeschritten ist, ungeachtet die Steuerverhält- 
hältnisse dieselben geblieben sind. Eine solche Untersuchung hat 
der Herr Proponent aber nicht angestellt; er hat sich nicht ein­
mal darüber deutlich ausgesprochen, ob er das Zurückbleiben 
Dänemarks dem Drucke zuschreibe, mit dem die indi rekten



Steuern dort den Landmann belasten? oder ob er in dem 
M a n g e l  des Druckes der di rekten Steuern die Ursache 
jemes Zurückbleibens gefunden habe? Wenn aber der Durch; 
laruchtige Proponent wirklich überzeugt seyn sollte, daß directe 
Steuern für Schleswig-Holstein die besten sind, „weil es bloß 
Auferbau und Viehzucht treibt," so muß man wohl versucht 
werden anzunehmen, daß nach seiner Ansicht nicht der W o h l ­
stand,  sondern der Nothstand die Fortschritte der Cultur 
befördere! Es werden aber die Schleswig-Holsteiner im In ter­
esse der Zeitpä'chter in Dänemark wünschen müssen, daß ein 
solches Princip nicht bei den dortigen Gutsbesitzern Eingang 
finden und sie veranlassen möge, die Zeitpacht der Bauern zu 
steigern, um den Mangel der direkten Besteurung zu ersetzen; 
denn in den Erfahrungen der Herzogthümer dürften schwerlich 
Beweise für dessen Richtigkeit zu finden seyn!

Der Herr Proponent hat ferner bemerkt, daß der Zoll Dor 
40 bis 50 Jahren wohl eine Luxussteuer gewesen sey, daß jetzt 
aber „der kleinste Mann der Artikel bedürfe, von denen der Zoll 
erlegt wird, als Thee, Kaffe, Zucker, S irup, Salz u. s. w." 
Wenn aber auch für die höheren Classen Thee, Kaffe und Zucker 
nicht mehr zu den Luxusartikeln zu zählen sind, so giebt es deren 
für sie jetzt andere, wie denn eine jede Zeit ihre besonderen Luxus­
artikel haben wird. Der Luxus aber wird sich wohl ebensogewiß 
bis zum Ende aller irdischen Dinge erhalten, als es gewiß zu 
senn scheint, daß er, wenigstens in den niederen Classen, seit 
40 bis 50 Jahren eher zu- als abgenommen habe. Dafür 
liefert denn auch eben die Behauptung des Herrn Proponenten, 
daß der kleinste Mann jetzt Thee, Kaffe und Zucker bedarf, 
— was früher nicht der Fall war —»einen Beweis', und wer 
wüßte nicht, wie eben in den dienenden Classen und in denen, 
welche ihnen am nächsten stehen, der Aufwand in Kleidungs­
stücken auf eine in mancher Hinsicht beunruhigende Weise zuge­
nommen hat und fortwährend steigt? Wenn nun dadurch ein
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größerer Verbrauch ausländischer Waaren herbeigeführt wird, an 
deren Stelle man früher sich inländischer bediente, so wird eine 
Beschränkung dieser, den Wohlstand des Landes benachtheiligen- 
den Konsumtion — und dies ist doch wohl der vornehmste Zweck 
der Luxussteuer — gewiß sehr zu wünschen seyn. Die Besteu- 
rung derer, welche in jener Konsumtion beharren, ist aber gewiß 
mehr zu empfehlen, als eine directe Besteurung, der sich Keiner 
durch Sparsamkeit und Beschränkung in seinen Bedürfnissen er­
wehren kann. Denn welche Steuer sollte wohl so leicht getragen 
werden können, als diejenige, deren Gegenstand der Genuß ist? 
Und wer ist wohl mehr verpflichtet, zu den Bedürfnissen des 
Staats beizutragen, als der, welcher es dem Schutze des Staats 
verdankt, daß er so viel Lebensgenuß hat?

Der Vortrag des Herrn Proponenten enthält nur das zu­
vor Angeführte zur Begründung seines ersten Zweckes. Das 
Gegebene kann aber denen nicht genügen, welche den Zoll bisher 
nicht als ein Institut angesehen haben, welches n u r bestimmt 
sey, eine Steuer für Rechnung der Staatscasse zu erheben; 
welche, bekannt mit den Vortheilen, die der Zoll, zweckmäßig 
und nach der Individualität eines jeden Landes organisi'rt, anderen 
Ländern bisher gebracht hat und noch fortwährend bringt, ihn 
nicht bloß aus einem finanziellen, sondern aus einem höheren, 
ftaatswirthschaftlichen Gesichtspuncte betrachten. Im  weiteren Ver­
laufe dieser Erörterungen wird es sich hoffentlich ergeben, daß auch 
in Schleswig-Holstein jene Vortheile durch zweckmäßige Zoll- 
einrichtungen erreicht werden können und daß die Kontroll- und 
Hebungskosten, welche der Zoll veranlaßt, um so weniger nu r 
als Hebungskosten einer gewöhnlichen Steuer anzusehen seyn 
werden, da der Staat, falls auch der Zoll aufgehoben wäre, 
doch, um gewisser Staatszwecke willen, würde Ausgaben machen 
müssen, die jetzt der Zollcontrolle zur Last fallen.

Zunächst wenden wir uns aber zu dem zweiten Zwecke des 
Herrn Proponenten:



die Beförderung des Nationalwohlstandes durch freien 
Handel und freie Schiffahrt und durch Befreiung des 
inneren Verkehrs von allen bisherigen Bürden.

Deer Durchlauchtige Proponent behauptet: „ daß bei uns der 
Haindel täglich mehr abnehme, — daß der Grund davon nur 
in dem bisherigen Zoll- und Handelssystem gefunden werde, — 
daß nicht mehr an große Speculationen, sondern nur an die 
Umgehung des Zolls und an den Schleichhandel gedacht werde, 
—  daß der Handel auf Hamburg und Lübeck beschränkt und von 
diesen Städten abhängig sey." Er behauptet ferner: „daß Ham­
burg und Altona durch ihre Zollfreiheit bedeutend gewonnen 
haben und daß, wenn auch dagegen eingewandt werden könnte: 
daß „beide nur Städte seyen", doch in Holstein die großen D i­
stricte blühen, welche freien Handelsverkehr haben."

Ob diese Behauptungen es auch nur einigermaßen wahr­
scheinlich machen können, daß der von der Aufhebung des Zolls 
erwartete Erfolg nicht werde verfehlt werden, das dürfte um so 
mehr zu bezweifeln seyn, da von dem Herrn Proponenten nicht 
einmal der behauptete Thatbestand, die tägliche Abnahme unseres 
Handels, als wirklich vorhanden nachgewiesen worden. Dies 
würde aber um so weniger überflüssig gewesen seyn, da ein ge­
ehrter Abgeordneter von Flensburg seiner Behauptung wider­
sprochen und gegen dieselbe angeführt hat, „daß Flensburg jährlich 
20 Schiffe nach Westindien und 6 Schiffe auf den Wallsi'schfang 
sende und daß grade in den Tagen (der Verhandlung) ein Schiff 
nach Brasilien ausgerüstet werde, dessen Ladung 50000 Rthlr. 
werth sey." Eben so wenig findet sich in den der Motivirung der 
Proposition gefolgten Verhandlungen irgend eine Aufklärung dar­
über, auf welche Weise, nach der Ansicht des Herrn Proponenten, 
das bisher befolgte Zoll- und Handelssystem die von ihm vor­
ausgesetzte Abnahme des Handels verschuldet habe, noch darüber, 
wie dadurch die behauptete Beschränkung unseres Handels auf 
Hamburg und Lübeck herbeigeführt worden und wie es geschehen
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sey, daß durch die Befreiung vom Zoll der Flor der Städte 
Hamburg und Altona und „ der großen Districte in Holstein, 
welche freien Handelsverkehr haben", zu Wege gebracht worden. 
Im  Widerspruch gegen jene Behauptungen wird es erlaubt seyn 
zu behaupten, daß der Durchlauchtige Proponent sich in allen 
seinen Voraussetzungen geirrt habe. Zur Begründung dieses Wider­
spruchs mögen aber die nachstehenden Bemerkungen dienen.

Dem behaupteten Thatbestände, der fortwährenden Abnahme 
unseres Handels, widerstreiten nicht allein die von dem geehrten 
Abgeordneten von Flensburg hervorgehobenen Thatsachen, es ist 
vielmehr notorisch und eine natürliche Folge der von dem Herrn 
Proponenten eingeräumten Fortschritte der landwirthschaftlichen 
Cultur in Schleswig-Holstein, daß der Ausfuhrhandel bedeutend 
zugenommen hat und fortwährend zunimmt. Es kann aber auch 
nicht geleugnet werden, daß die vermehrte und immer noch zu­
nehmende Bevölkerung schon an und für sich, noch mehr aber 
durch die gesteigerten Ansprüche auch „ des kleinsten Mannes " 
auf verfeinerten Lebensgenuß den Verbrauch der Consumtions- 
artikel, welche vom Auslande bezogen werden, beträchtlich ver­
mehrt und dadurch auch denjenigen Handel, welcher sich mit der 
Herbeischaffung jener Artikel beschäftigt, gehoben habe, wie solches 
auch durch die Vermehrung der Detailhandlungen in den nahr­
hafteren Städten des Landes bezeugt wird. Aber auch der Transit­
handel nach und von Dänemark hat, seitdem die Landstraße 
zwischen Kiel und Hamburg-Altona die langersehnte Unwande­
lung erfahren hat, bedeutend zugenommen, und nicht die Auf­
hebung des Zolls ist die Bedingung, von welcher es abhängt, 
daß dieser Handel den Aufschwung erhalte, den er längst gewon­
nen haben würde, wenn nicht der beklagenswerthe, das Vertrauen 
in die Einsicht oder den guten Willen der Regierung lähmende 
Uebelstand, — die ungeachtet zahlloser Beschwerden und öffent­
licher Rügen noch immer fortbestehende Befreiung der von Ham­
burg nach Lübeck durch Holstein transitirenden Waaren von den
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Abgaben, welche die von Hamburg nach Kiel versandten Tran­
sitwaaren belasten, — noch immer unabgestellt geblieben wäre! 
N ur eine Gleichstellung der Abgaben auf beiden Straßen und 
die Einführung möglichst einfacher, keinen unnöthigen Aufenthalt 
verursachender Controllmaßregeln wird erforderlich seyn, um uns 
den Antheil am Transithandel zuzuwenden, auf den unsere gün­
stige Lage uns anweis't.

Wenn es aber auch Verhältnisse und Zeiten gegeben hat, 
die für manche Zweige unseres Handels vortheilhafter waren, 
als die gegenwärtigen; wenn es einzuräumen ist, daß in einer 
früheren Periode, zur Zeit des Americanischen Krieges, und in 
einer späteren, zur Zeit der Elbblocade, wir glücklichere Con- 
juncturen erlebt haben, so begreift es sich doch leicht, daß diese 
verschwinden mußten mit den Weltereignissen, deren Folgen sie 
waren. Ihre Spur ist kaum nur noch in dem Wohlstände 
einzelner, vom Glücke Begünstigter zu finden. Wer aber wollte 
nach solchen außerordentlichen Verhältnissen den jetzigen Stand­
punct unseres Handels beurtheilen?

Wenn der Herr Proponent die Abnahme unserer Schifffahrt 
behauptet hätte, so würde diese-Behauptung weniger des Be­
weises bedurft haben, da es eingeräumt werden muß, daß unsere 
Handelsmarine noch nicht einen vollständigen Ersatz für den 
Verlust erhalten hat, den unglückliche politische Verhältnisse ihr 
zugefügt haben. Gleichwohl hat ihr Bestand seit der Herstellung 
des Friedens fortwährend wieder zugenommen, und wenn auch 
unsere Frachtschifffahrt gelitten haben mag, so ist doch der Grund 
davon gewiß weniger dem von unserer Regierung befolgten Zoll- 
und Handelssystem, als der so sehr vermehrten Concurrenz ande­
rer Nationen zuzuschreiben, wie sehr es auch aus anderen Gründen 
zu beklagen ist, daß die bestehenden Zolleinrichtungen nicht früher 
einer Reform unterzogen worden sind. Eben so wenig würde 
es aber auch jenen Systemen zur Last fallen,- wenn der directe 
Handel wirklich verschwunden wäre, da in den Ländern, welche
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am meisten directen Handel treiben, viel höhere Zollabgaben be­
stehen, als bei uns. Eher möchte die Befürchtung eintreten 
können, daß unser directer Handel durch die Aufhebung des Zolls 
gefährdet werden könnte, da achtbare Mitglieder des Handels­
standes die Anrathung gewisser Bestimmungen für das zu er­
wartende neue Zollgesetz in der Holsteinischen Ständeversammlung 
beantragt und erreicht haben, welche zur Beförderung des directen 
Handels für nöthig gehalten worden, deren Anwendung aber 
durch die Existenz von Zolleinrichtungen bedingt ist.

Durch die Behauptung des Herrn Proponenten, daß unser 
Handel auf Hamburg und Lübeck beschränkt und von diesen 
Städten abhängig sey, könnte man versucht werden anzunehmen, 
daß er, wenn er vom Handel spricht, nur den Handel im Auge 
habe, den unsere Detailhändler mit Hamburg und Lübeck treiben, 
indem sie von dort die Eonsumtionsartikel beziehen, die sie hier 

‘ detailliren. Holz, Eisen, Steinkohlen, Salz und viele andere 
Artikel werden doch bekanntlich von unseren Kaufleuten in allen 
Seestädten des Landes eben so wohl aus den Ländern ihres Ur­
sprungs bezogen, als Flensburg die Westindischen Producte directe 
bezieht. Woher aber auch unser Handelsstand die für seinen 
Bedarf erforderlichen Vorräthe erhalten mag, eine Abhängigkeit 
von dem einen oder andern Handelsplätze wird dadurch schwerlich 
jemals, es sey denn unter ganz besonderen Verhältnissen und 
nur temporär, erzeugt werden; auf diese aber würde die Existenz 
des Zolls nicht den mindesten Einfluß ausüben können. Daß 
aber jetzt das Bestreben des Handelstandes auf Umgehung des 
Zolls gerichtet sey, dies kann gerne eingeräumt werden, ohne 
daß daraus etwas anderes gefolgert werden darf, als daß die 
bestehenden Zolleinrichtungen der Verbesserung bedürfen.

Daß Hamburg und Altona durch ihre Zollfreiheit gewonnen 
haben, ist in Bezug auf Altona, insoweit dasselbe zollfrei ist, 
vom Herrn Proponenten mit Recht behauptet worden. Folgt 
aber daraus etwas anderes, als daß es Gewinn bringe, privi-
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legirt zu seyn ?! Daß Altona, als eine Stadt, die außerhalb 
der Zolllinie liegt, in Beziehung auf Handels- und Jndustrie- 
verbältnisse niemals anderen Städten unseres Landes gegenüber­
gestellt, noch mit ihnen verglichen werde könne, wird keines 
Beweises bedürfen. Erwägt man aber, daß Altona, in Hinsicht 
seiner Ausfuhr aus dem Inlande, nach seinen Privilegien, als 
innerhalb der Zolllinie liegend betrachtet wird, so wird man es 
eben so wenig bezweifeln können, daß Altona in hohem Grade 
durch dies Verhältniß begünstigt sey, als daß dieser Vorzug für 
die Staatscaffe, welche, nach mäßiger Berechnung, jährlich eine 
Zolleinnahme von 12 bis 13000 Speciesthalern an den zur Ein­
fuhr nach Altona gemeldeten Ausfuhrartikeln der Herzogthümer 
einbüßt, um so nachtheiliger seyn müsse, da diese von Altona 
gegen Eonsumtionsatteste zollfrei aus dem Inlande bezogenen 
Waaren, zum großen Theil, betrügerischerweise, von dort dem 
Auslande zugeführt werden.

M it Hamburg verhält es sich aber ganz anders. Hamburg 
besitzt in seiner örtlichen Lage, seinen Geldmitteln, seinen Ver­
bindungen und seinen vortrefflichen, die Sicherheit und Erleich­
terung des Handels bezweckenden Einrichtungen so große Vorzüge 
vor jeder Stadt unseres Landes, daß gewiß keine derselben ver­
sucht werden könnte, mit ihm sich in einen Wettstreit einzulassen, 
wenn auch die Zollverhältnisse gleichgestellt wären. Der Befreiung 
vom Zoll, der der Herr Proponent den Flor des Hamburger 
Handels vornehmlich zuschreibt, mögte dieser aber um so weniger 
verdanken, da diese Befreiung gar nicht Statt sindet, indem dort 
ein Zoll von \  pCt. des Werthes der von Hamburger Bürgern 
gegen eidliche Declarationen eingeführten Waaren und eine Accise 
erhoben wird, welche Abgaben, als Eonsumtionssteuern, in Be­
ziehung auf die zum eigenen Verbrauch bezogenen Waaren, die­
selben Wirkungen haben, wie unser Zoll. Die Schiffsabgaben 
sind aber in Hamburg höher, als bei uns. Gleichfalls besteht 
auch dort ein Transitzoll; nur von diesem werden aber auch bei
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uns die zur Wiederausfuhr bestimmten Waaren getroffen, wenn 
sie auf die Creditauflage genommen, oder als Transitwaaren 
declarirt werden. Abgesehen aber von allen andern Verhältnissen 
würde doch eingeräumt werden müssen, daß die Ostküfte unserer 
Herzogthümer, wo allein nur größerer Handel getrieben wird, 
schon um des Sundzolles willen nie mit Hamburg im überseeischen 
Handel werde concurriren können.

Die Behauptung aber, daß die großen (zollfreien) Districte 
in Holstein durch freien Handelsverkehr blühen, wird selbst den 
Bewohnern dieser Districte eben so gewagt erscheinen, als alle 
vorhergehenden. Wenn diese Districte in gewisser Hinsicht blü­
hend genannt werden dürfen, so verdanken sie das solchen Ver­
hältnissen, welche mit dem sogenannten freien Handelsverkehr 
nichts gemein haben. Allerdings wird dort die Einführung einer 
zweckmäßigen Zolleinrichtung eigenthümlichen Schwierigkeiten be­
gegnen, aber dennoch dürfte es den aufgeklärten, mit ihren wahren 
Interessen vertrauten Bewohnern Ditmarschens niemals einfallen 
zu behaupten, daß durch einen niedrigen Zoll — und ein hoher 
wird, wenn jemals, doch noch lange nicht exigibel zu machen 
seyn — ihr Wohlstand gefährdet werden könnte, wie großes 
Gewicht sie auch aus anheren Gründen auf die Erhaltung ihrer 
Zollfreiheit legen mögen.

Sind aber, wie der Herr Proponent anzunehmen scheint, 
Zollfreiheit und Handelsfreiheit synonym? Wird die letztere 
durch die Aufhebung der Zollabgaben bedingt? und ist wirklich 
die Handelsfreiheit, welche zur Beförderung des Nationalwohl­
standes beitragen kann, unverträglich mit dem Bestehen zweck­
mäßiger Zolleinrichtungen?

Es hat dem Herrn Proponenten nicht gefallen, sich in seinem 
Vortrage darüber zu äußern, welchen Begriff er mit dem Worte: 
Handelsfreiheit, verbinde. Daß ihm die Befreiung von Zoll­
abgaben als Bedingung der Handelsfreiheit erscheine, möchte aus 
seiner früheren Behauptung, nach welcher der Zoll „eine Abgabe
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seyn soll, wie jede andere", um so weniger zu bezweifeln seyn, 
da die Proposition ausdrücklich besagt: „daß die Zol labgaben 
die Aufnahme des Nationalwohlstandes stören." Indem jedoch, 
nach der Proposition selbst, wie nach dem Inhalte der Motivi- 
rung derselben, die Beförderung des Nationalwohlstandes, als 
Folge der Aufhebung des Zolls, nicht allein durch f reien H a n ­
del ,  sondern auch durch f reie Sch i f f f ahr t  bewirkt werden 
soll, und der Herr Proponent am Schluffe seiner Motivirung 
( S t .  Z. S . 704) es noch ausdrücklich als einen Zweck seiner 
Proposition anerkannt hat, daß Handel und Schifffahrt g ä n z - 
licb freigegeben werde, er gleichwohl aber die Be i beha l t ung 
der Sch i f f s  abgaben nöthig f i ndet ,  so scheint es doch 
wiederum nicht, daß er die Befreiung von allen Zollabgaben für 
erforderlich halte, um uns der von der Handelsfreiheit erwarte­
ten Vortheile theilhaft zu machen. I n  diesem Fall müßte er 
aber die Abschaffung aller Controlmaßregeln als die Bedingung 
des freien Handels und der freien Schifffahrt ansehen, obwohl 
man nicht begreift, wie von den Hafen-Beamten oder anderen 
Behörden die Schiffsabgaben erhoben werden könnten, wenn keine 
Controls bestande. Aber auch diese scheint der Herr Proponent 
einzuräumen, indem er die Erhebung der Schiffsabgaben „auf  
eine mit dem zollfreien Handels- und Schifffahrtsverkehr correfpon- 
dirende Weife" eingerichtet haben will (S t. Z. S . 582). Kann 
aber eine solche Einrichtung in Hinsicht der Schiffsabgaben ge­
troffen werden, warum könnte sie nicht auch für die Zollabgaben 
eintreten? Solche Einrichtungen müssen sich doch in anderen 
Ländern finden, namentlich „ in  den Nachbarstaaten, wo," nach 
der Versicherung des Herrn Proponenten, „der Handel nochmals 
wiederum aufblüht, bei den Nationen, die täglich die Meere 
befahren, zwischen denen unser Land liegt, während wir von 
dem Welthandel ausgeschlossen sind." Sind etwa die Länder 
unseres Welttheils, welche ihren Wohlstand zum größten Theil 
ihrem Handel verdanken, sind Großbritannien und Holland

2
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zollfrei? finden sich nicht eben in diesen Ländern so hohe Zoll­
abgaben, wie in keinem anderen Europäischen Lande? Is t aber 
der Nationalwohlstand durch blühenden Handel und einträgliche 
Schifffahrt in diesen Ländern, ungeachtet der bestehenden Zoll- 
einrichtungen, gehoben worden, weshalb sollten denn nicht auch 
bei uns, unserer Localität und unseren Verhältnissen angepaßte 
Zolleinrichtungen dasselbe gestatten können?

Unser Ausfuhrhandel ist doch bisher nicht durch den be­
stehenden Zoll gedrückt worden. Ebensowenig aber hat unser 
Einfuhrhandel dadurch vermindert werden können, denn dessen 
Beschäftigung ist es entweder, die zur inländischen (Konsumtion 
erforderlichen Waaren herbeizuschaffen, oder Waaren aus der 
Fremde zu beziehen, um solche anderen Ländern zuzuführen. 
Niemand wird aber doch behaupten wollen, weder, daß die (Kon­
sumtion in Schleswig-Holstein durch die bestehenden Zolleinrich­
tungen, wie nachtheilig sie auch auf andere Verhältnisse eingewirkt 
haben, sey vermindert worden, noch daß die Einfuhr oder der 
Absatz der für die Fremde bestimmten Waaren durch das be­
stehende Zollgesetz gelitten habe, da ja für diese Waaren nur der 
Transitzoll erlegt wird. Daß hier vom eigentlichen Transit­
handel nicht die Rede sey, dessen Benachtheiligung durch die 
jetzigen Einrichtungen schon vorher gedacht worden, wird sich 
von selbst verstehen.

Was unser Handelsstand von der sogenannten Handels­
freiheit, insofern diese durch die Aufhebung des Zolls bewirkt 
werden soll, zu erwarten haben würde, das soll hier nicht aus­
geführt werden, da sich dazu weiterhin die Veranlassung dar­
bieten wird. Aber in dem wohlverstandenen Interesse desselben 
dürfte kein Grund zu finden seyn, durch den der Wunsch nach 
einer solchen Handelsfreiheit gerechtfertigt werden könnte, so 
lange andere und fast al le anderen Länder ihre Zolleinrich­
tungen bestehen lassen, so lange Dänemark, mit dem uns doch 
nicht allein ein durch Handelsverhältnisse geknüpftes Band enge
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verbindet, eben in seinen Zolleinrichtungen einen Hebel feines 
Nationalwohlstandes zu besitzen meint! Denn daß die bei den 
Zollverhandlungen vom Herrn Proponenten geäußerte Ansicht: 
daß für unser Verhältniß zu Dänemark es gleichgültig sey, ob 
der Zoll in den Herzogthümern aufgehoben werde, oder ob ein 
Differenzzoll im Verkehr beider Länder die Verschiedenheit ihrer 
Zollsätze ausgleiche, nicht zu begründen sey, werden die Kaufleute 
und Fabrikanten in Schleswig-Holstein, welche in Handels­
verbindungen mit Dänemark stehen, insofern sie es nicht auf 
den Schmuggelhandel abgesehen haben, gewiß einstimmig ein­
räumen.

Diejenige Handelsfreiheit aber, welche dann besteht, wenn 
der Handel des Inlandes mit dem Auslande gleichen Bedin­
gungen unterworfen ist, und wenn weder Prohibitivmaaßregeln 
den Verkehr mit einzelnen Ländern und gewissen Handelsgegen­
ständen hemmen oder gar aufheben, noch Zollabgaben bestehen, 
welche in ihren Wirkungen einem Verbote der Ein- oder Aus­
fuhr gleichkommen, diese Handelsfreiheit wird uns durch eine 
allen billigen Forderungen entsprechende Zolleinrichtung gewiß 
eben so sehr und vielleicht noch mehr gesichert werden, als es 
durch die Aufhebung aller Zolle geschehen konnte.

Daß aber der innere Verkehr von allen Fesseln befreit 
werden möge, die nachtheilig auf ihn einwirken, das wird aller­
dings zu wünschen, aber nicht, wie der Herr Proponent meint, 
n u r durch die Aufhebung des Zolls zu erreichen seyn. Es darf 
mit Bestimmtheit behauptet werden, daß durch die Einrich­
tungen, welche der Entwurf des neuen Zollgesetzes beabsichtigt, 
der Verkehr im Lande keinesweges werde belästigt, geschweige 
denn gehemmt werden. Zwar ist von mehreren Gegnern der 
Einführung eines die Privilegien beseitigenden Zollgesetzes viel 
Geschrei über den Druck erhoben worden, den der innere Ver­
kehr durch die Bestimmung erleiden werde, daß unentgeldlich

2 *
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ertheilte Passirfcheine für die Waarenquantitäten, deren Verzol­
lung einen gewissen Betrag übersteigt, denen, die sie von Ort 
zu Ort führen, als eine Bescheinigung der geschehenen Verzol­
lung dienen sollen. Der Grund, wie die Nothwendigkeit dieser 
Bestimmung, springt in die Augen. Wenn die Lage und die 
Gestalt des Landes es gestattete, würde allerdings eine Einrich­
tung den Vorzug verdienen, welche es in anderen Ländern 
möglich gemacht hat, den größten Theil des Landes von jeder 
Controle zu befreien. Nun das aber, aus Gründen, die einem 
Jeden einleuchten müssen, der sich ein Urtheil über Zolleinrich- 
tungen zutrauen darf, nicht möglich ist, so ist als das Minimum 
nothwendiger Controle jene Vorschrift vorgeschlagen, die nur 
denen als belästigend erscheinen kann, welche entweder die 
geringe Mühe scheuen, die Passirscheine von den Zollstuben ab­
zufordern, oder befürchten, es werde eine so große Zahl unbe­
schäftigter Zollcontroleure angestellt werden, daß sie sich auf den 
Landstraßen und Wegen zwischen Städten und Dörfern herum­
treiben und zu ihrem Zeitvertreibe Fuhrwerke, auf denen sie 
nichts Unverzolltes erwarten können, anhalten und durchsuchen 
werden. Würde man dagegen die Regel aufstellen wollen, daß, 
alle Waaren, wenn sie einmal sich im Lande befinden, wären 
sie auch eben erst von einem Schmuggler an die Küste geworfen, 
frei passiren müßten, dann würde freilich zur Hemmung der 
Küstenschmuggelei ein Heer von Wächtern, oder eine Flottille 
erforderlich werden, deren Kosten mit den zu erreichenden Zwecken 
nicht im richtigen Verhältnisse stehen würden.

Da die Passirscheine nicht auf den inländischen Zollstätten, 
welche die Inhaber passiren, visirt und nur auf Anfordern der 
dazu Berechtigten vorgezeigt werden sollen, so ist es einleuch­
tend, daß eine Belästigung jener nicht zu erwarten ist. Daß 
aber bei den zur Empfangnahme der Passirscheine erforderlichen 
Angaben eine jede unnöthige Belästigung werde vermieden 
werden, das scheint doch eben so gewiß im Interesse der Zoll-
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beamten, als in dem der Empfänger jener Scheine ertpartet 
werden zu dürfen.

W ir wenden uns jetzt zu dem dritten Zwecke des Herrn 
Proponenten:

die Erfparung derjenigen Summen, welche die Auf­
hebung der bisherigen Zollfreiheit erfordern würde.

Die wenigen Worte, welche die Motivirung des Herrn Propo­
nenten in Bezfehung auf die Entschädigung der Privilegirten 
enthält, sind zwar nach dem Wortverstande, nur auf „die großen 
Districte zu beziehen, welche den freien Handelsverkehr haben," 
und es konnte daher als zweifelhaft erscheinen, ob der Herr 
Proponent nicht vielleicht allein in Beziehung auf jene Districte 
behaupte, daß „nur durch Abfindung die Aufhebung der Zoll­
freiheit möglich gemacht werden könne," daß man aber, „wenn 
man den Zoll im ganzen Lande aufhebe, ihnen keine Entschädi­
gung mehr schuldig sey," wenn nicht die Aeußerungen des 
Herrn Proponenten bei den Verhandlungen über den Entwurf 
des Zollgefetzes, welche in No. 170 der Ständezeitung enthalten 
sind, und namentlich die dort von ihm vorgetragene Berechnung 
der den Privilegirten gebührenden Entschädigungssummen, es 
als unzweifelhaft darstellten, daß jene Aeußerung auf Alle zu 
beziehen sey, welche rücksichtlich des Zolls bisher privilegirt sind. 
Die ebengedachte Berechnung ist aber so auffallend, daß es 
nicht überflüssig seyn wird, dieselbe einer näheren Erörterung zu 
unterziehen.

Der Durchlauchtige Proponent hat mittelst dieser Berech­
nung das Facit herausgebracht, daß eine Entschädigungssumme 
von 3,873,300 Rbthlrn. zur Abfindung der Privilegirten er­
forderlich seyn werde. Nachdem er nämlich die Einwohnerzahl 
beider Herzogthümer, mit Ausnahme von Altona und Wands­
beck, auf 706,883, und den Zollertrag von dieser Einwohner­
zahl auf 980,000 Rbt., mithin auf 41£ Schill. Cour. pr. Kopf 
angenommen hat, schlägt er die Classe der Privilegirten auf die
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Zahl von 112,000 Einwohnern an. Für diese berechnet er «tun 
die jährliche Zollausgabe auf 154,932 Rbt., und diese Sumnne 
capitalisirt er nach einem Zinsfuß von 4 pCt., so daß solcher­
gestalt jene, allerdings furchtbare Entschädigungssumme erzielt 
wird.

Es wird jedoch erlaubt seyn, dieser Berechnung eine andere 
entgegenzusetzen, welche die Bestürzung hoffentlich mindern wind, 
welche durch die Annahme der Nothwendigkeit einer Absindumg 
der Privilegieten nach einem so großartigen Maaßstabe 'bei
manchen Lesern der Ständezeitung, welche die Materialien zzur
Prüfung jener Berechnung nicht zur Hand gehabt haben, er­
regt seyn könnte.

Allerdings beträgt die ganze Zolleinnahme, übereinstimmend
mit obiger Angabe.............................................  980,000 R!bt.
I n  dieser Summe sind jedoch........................... 250,000
befaßt, welche schon jetzt von Privilegirten 
und Nichtprivilegirten, namentlich an Schiffs­
abgaben und Sporteln, getragen werden. Da 
nun diese Summe vernünftigerweise nicht bei 
einer Entschädigungsberechnung in Betracht 
kommen kann, so ist sie von der obigen 
Summe abzuziehen und diese wird dadurch

auf....................................................................... 730,000 Rbt.
vermindert. Aber auch der Ausfuhrzoll muß
zum Betrage von......................1....................... 100,000 „

abgezogen werden, da derselbe gegenwärtig von 
den Privilegirten zum bei weitem größten Theile 
mitgetragen wird. Es bleiben daher nur noch 630,000 Rbt. 
als Basis der Berechnung übrig. Angenommen aber, daß die 
Einwohnerzahl der zollfreien Districte sich wirklich auf 112,000

Latus 112,000



Transport 112,000
belaaufe, so befaßt doch dieselbe ungefähr....................  42,000

face tisch zollfreie. Da diese nun niemals eine Ent- 
schäädigung werden in Anspruch nehmen können, so 
verrmindert sich die Zahl der nach der Berechnung 
des Herrn Proponenten zu Entschädigenden auf  70,000

Auf diese, den Ilten Theil der Bevölkerung der Herzog- 
thürmer, mit Ausnahme von Altona und Wandsbeck, betragende 
Zahhl der Privilegirten würde von obigen 630,000 9?bt. der
l i t te  Theil mit ungefähr....................................  55,000 Rbt.
fällten, davon aber noch der Einfuhrzoll aus den 
priwilegirten Districten, soweit er schon bis jetzt 
theiilweise von ihnen getragen wird, ferner aber 
auclch der Betrag der von ihnen bisher bezahlten 
Reccognition, mit wenigstens................................  10,000 „

abziehen, und folglich würden nur ..............  45,000 Rbt.
übrig bleiben. Aber auch diese Summe wird noch nicht den
Mcaaßstab für das Absindungscapital abgeben dürfen, indem 
im Interesse der Nichtprivilegirten die Einrede geltend ge­
macht werden dürfte, daß die Abfindung wohl nach einem 
niedrigeren, niemals aber nach einem höheren Maaßstabe be-
rechmet werden könne, als nach der Einnahme, welche der 
Staatskasse wirklich aus dem Zollbetrage zu Gute kommt.
Untier dieser Voraussetzung müßten aber von jenen 45,000 Rbt. 
noch an Hebungs- und Controlkosten 25 pCt., 
mitchin circa........................................................  11,000 „

abg.ehen, so daß nur............................................ 34,000 Rbt.
statt der von dem Durchlauchtigen Proponenten berechneten 
154,932 Rbt. in ein Entschädigungscapital zu convertiren seyn 
würden. Dieses Capital würde, nach einem Zinsfuß von 4 pCt., 
850,000 Rbt. betragen. Bei einer Abfindung für ein P riv i­
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legium wie das vorliegende, dessen Ansprüchen auf Entschädigung 
so manche Einreden entgegenstehen und hinsichtlich dessen nach 
der eigenen zuvor angeführten Einräumung des Herrn Propo­
nenten dadurch, daß es auf alle Landeseinwohner ausgedehnt 
würde, alle Entschädigungsansprüche ohne weiteres wegfallen 
würden, wird der Maaßstab eines Zinsfußes von 4 pC t., be­
hufs der Capitalisirung des jährlichen Entschädigungsbetrages, 
schwerlich im Interesse der Nichtprivilegirten gebilligt werden 
können. Die Privilegieten würden gewiß sehr zufrieden seyn, 
wenn sie mit einem, den zwanzigfachen Rentenbetrag befassenden, 
mithin nach einem Zinsfüße von 5 pCt. berechneten Capital 
entschädigt würden; dann aber würde die Entschädigungs­
summe auf 680,000 Rbt. herabsinken und folglich die Berech­
nung des Durchlauchtigen Proponenten um mehr als das 
Fünffache, nämlich um 3,153,300 Rbt. zu hoch seyn!!

Nachträglich ist noch zu bemerken, daß für die adeligen 
Güter in beiden Herzogthümern, deren Entschädigungsansprüche 
nicht nach Kopfzahl berechnet werden können, da die Unter­
gehörigen derselben nicht vom Einfuhrzoll befreit sind, nach der 
bisherigen Einfuhr ihrer Besitzer der Zoll circa 25,000 Rbt. 
betragen wird. Inwiefern nun, wenn die Entschädigungsfrage 
zur richterlichen Entscheidung kommen sollte, die von einem ge­
achteten Geschichts- und Rechtskundigen in seinem, im Laufe 
dieses Jahres erschienenen publicistischen Boto: „Ueber die Auf­
hebung der Zollfreiheit in Schleswig-Holstein," ausgesprochene 
Ansicht, nach welcher die Betheiligten nur die Restitution der 
Abhandlungssummen und Entbindung von der Recognitions- 
Pflicht zu gewärtigen haben, die Ritterschaft, nebst den nicht; 
recipirten Gutsbesitzern, aber nicht mit Entschädigungsansprüchen 
gehört werden würden, sich bewähren werde, das möge hier auf 
sich beruhen, da ein weiteres Eingehen in diese Angelegenheit 
vor ihrer dereinstigen Verhandlung in der Ständeversammlung 
eigenthümlichen Bedenklichkeiten unterworfen zu seyn scheint.
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Das aber darf wohl unbedenklich hervorgehoben werden, daf, 
wenn wirklich diejenigen Privilegirten, welche in ihrer Eigen­
schaft als Besitzer adelicher Güter sich mit dem Durchlauchtigen 
Proponenten in gleichem Falle befinden, dessen Ansicht theilen 
sollten, nach welcher, falls die Zollfreiheit ein Gemeingut aller 
Staatsbürger würde, (nachdem sie leider! so lange zum großen 
Nachtheile des Landes ein Sondergut Weniger gewesen ist) 
diejenigen, welche nun den bisherigen privativen Genuß mit 
allen ihren Mitbürgern theilen würden, zugleich verpflichtet 
werden können, die Steuer, welche zur Deckung des Ausfalls 
des mittelst des Zolls von den Nichtprivilegirten bisher allein 
getragenen Beitrages zu den Staatsbedürfnissen aufgebracht 
werden müsse, mit gleichen Schultern wie diese zu tragen, es 
für sie unbedenklich seyn werde, auch ohne Entschädigung auf 
den bisher genossenen Vorzug zu verzichten, wenn dadurch dir 
Verbesserung derjenigen Einrichtungen, deren bisherige Mängel 
und Gebrechen mit ihren verderblichen Folgen von allen Nicht­
privilegirten seit einer langen Reihe von Jahren erkannt worden 
und noch fortwährend beklagt werden, zu erreichen seyn wird. 
Allerdings ist es als ausgemacht anzunehmen, daß diejenigen, 
welche bisher das Zollprivilegium besitzen, Nichts dagegen ein­
wenden könnten, wenn dasselbe auf alle Einwohner des Landes 
ausgedehnt würde, da ihr Privilegium nicht als ein ausschließen­
des, oder als ein Monopol, anzusehen ist, und es daher nicht 
dadurch an seinem Werthe verlieren kann, wenn auch Andere 
daran Theil nehmen. Dennoch aber mögte es als zweifelhaft 
erscheinen, ob die Privilegirten verpflichtet seyn würden, eine 
Steuer, welche allein zu dem Zwecke eingeführt würde, um den 
Finanzen die ihnen durch die allgemeine Befreiung vom Zoll 
entzogene Einnahme zu ersetzen, gleich ihren bisher nicht privi- 
legirt gewesenen Mitbürgern zu tragen. Denn, wenn auch 
staatsrechtlich Nichts dagegen mag eingewandt werden können, 
so dürften doch, wenn man die Frage aus dem privatrechtlichen
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Gesichtspuncte oder nach den Grundsätzen der Billigkeit auffaßt, 
ihrer Einrede eben so gute Gründe zur Seite stehen, als diejenigen, 
welche dafür sprechen, daß ihnen eine Entschädigung zu Theil 
werde, wenn das Zollprivilegium ihnen entzogen würde. Wenn 
die Regierung in diesem Fall es für ihre Pflicht hält, die Pri- 
vilegirten zu entschädigen, so wird sie wohl auch Bedenken tra­
gen, ihnen, in Folge der allgemeinen Ausdehnung ihres jetzigen 
privativen Rechtes, eine Steuer aufzulegen, welche in ihren 
Wirkungen mit der Aufhebung des Privilegii ohne Gewährung 
einer Entschädigung zusammentreffen würde. Es wird daher 
der Vortheil, der, nach der Absicht des Herrn Proponenten, 
mittelst der Aufhebung des Zolls, durch Ersparung der den 
Privilegirten zu gewährenden Entschädigung erreicht werden soll, 
um so zweifelhafter, da, wenn auch die Ritterschaft und die 
nichtrecipirten Gutsbesitzer in dem angenommenen Falle nicht 
verlangen sollten, von der Claffensteuer befreit zu bleiben, es 
doch wohl anzunehmen ist, daß diejenigen, welche die Zollfreiheit 
erkauft haben, ihr Kaufgeld zurückverlangen würden, wenn 
ihnen für den ferneren Besitz des einmal erkauften Genusses 
eine Steuer aufgelegt werden sollte! Die Staatskasse würde 
daher ebensowohl in Folge der Aufhebung des Zolls, als der 
Aufhebung der Zollprivilegien, Entschädigungsansprüche zu be­
friedigen haben! und die durch die Aufhebung des Zolls ver­
anlaßten Ansprüche mogten vielleicht nicht weniger Bedenklichkeiten 
erzeugen, als diejenigen, denen der Herr Proponent ausweichen 
will. So würde z. B. wahrscheinlich doch der Handelsstand es 
billig finden, daß ihm der Zoll erstattet werde, den er für die 
zur Zeit der Aufhebung desselben auf seinen Lägern befindlichen 
Waaren bezahlt haben würde. Wenn nun die Staatskasse sich 
auf eine solche Erstattung einlassen wollte, so würde der ge­
forderte Ersatz wahrscheinlich nicht weniger betragen, als die 
ganze Summe, welche seit der Zeit, durch welche das Recht auf 
Erstattung bedingt worden, für alle einclarirten Kaufmanns-
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güter an Zollabgaben erhoben seyn würde. Wollte man aber 
dem Handelsstande keinen Ersatz bewilligen, so würde er, bei 
der Unmöglichkeit die verzollten Waaren ohne Verlust zu dem 
preise zu verkaufen, für welchen dann die zollfrei eingeführten 
zu kaufen seyn würden, einen Nachtheil erleiden, der um so 
empfindlicher wäre, je weniger die allgemeine Zollfreiheit ihn 
für das ihr gebrachte Opfer entschädigen würde.

Wie man aber auch die Entschädigungsfrage beurtheilen 
mag, immer wird die Ersparung der Entschädigungssumme 
nicht von Gewicht seyn können, da dem Staate auf keinen Fall 
eine Entschädigung obliegen kann, die ihm nicht durch die ein­
tretende Zollpflichtigst der Privilegirten ersetzt würde. Zwar 
fürchten Einige, daß eine solche Entschädigung eine Verewigung 
der Zollprivilegien involviren würde, indem sie annehmen, die 
Entschädigungssumme werde sich so hoch belaufen, daß durch die 
Zinsen derselben die Zollabgaben, welche die Entschädigten künftig 
zu entrichten haben würden, gedeckt werden könnten. Gesetzt 
aber auch, daß in der nächsten Zeit die von den bisher P rivi­
legirten gewonnene Zolleinnahme durch die ihnen gewährte Ent­
schädigung absorbirt werden könnte, so ist es doch gewiß, daß 
die Staatskasse nach und nach immer größere Vortheile durch 
die Aufhebung der Zollprivilegien, und zwar in dem Verhält­
nisse gewinnen würde, als die Bevölkerung und mithin auch die 
Konsumtion in den bisher privilegirten Districten sich vermehren 
und als auch die Production und mit ihr die Ausfuhr zu­
nehmen wird.

Erwägt man nur, daß die Zolleinnahme sich seit dem Zeit­
raume von 1750 bis jetzt auf das Zehnfache gehoben hat, indem 
damals Alles, was die Herzogthümer des Zolls wegen auf­
brachten, kaum 80,000 Rbt. betrug, wogegen jetzt die Zoll­
erhebungen im Durchschnitt 800,000 Rbt. einbringen, so wird 
man sich von der Richtigkeit der vorstehenden Bemerkung über­
zeugen. Auch aus diesem Grunde muß es dann aber als noth-
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wendig erscheinen, daß die Zollprivilegien baldmöglichst beseitigt 
werden. Denn wenn ihre Aufhebung in dem vorgedachten Zeit­
puncte erfolgt wäre, so würde die Staatskasse ungeheure Summen 
gewonnen haben, auch wenn sie damals die Privilegirten nach 
einem Maaßstabe entschädigt hätte, von dem man würde haben 
behaupten können, daß durch ihn eine Verewigung der P rivi­
legien bewirkt werde.

Diese Bemerkungen sollen jedoch keinesweges bezwecken, 
den Privilegirten eine möglichst große Entschädigungssumme zu 
vindiciren. Werde ihnen zu Theil, was ihnen nach dem strengen 
Rechte, oder was ihnen nach Rücksichten der Billigkeit gebührt, 
wenn nur der große Zweck erreicht wird, der jedes patriotische 
Gefühl in Anspruch nimmt, — die Beseitigung der Uebel, 
welche die bestehenden Zolleinrichtungen erzeugt haben und welche 
nur durch eine zweckmäßige Reform und nur durch die Auf­
hebung der Zollprivilegien geheilt werden können. Daß aber 
das Corps der Ritterschaft und die nicht recipirten Besitzer 
adelicher Güter übertriebene Geldforderungen für die Verzicht­
leistung auf ihr Zollprivilegium machen werden, ist um so weniger 
zu befürchten, da sie bereits in einem, von der fortwährenden 
Deputation an den Präsidenten der Schleswig-Holsteinischen 
Kanzlei unterm lsten Junius 1833 gerichteten Antwortschreiben 
die Bereitwilligkeit der adelichen Klöster und Güter, zum Besten 
des Landes auf das Zollprivilegium zu verzichten, ohne dafür 
ein Geld-Aequivalent oder eine andere ihnen privative zu leistende 
Vergütung zu verlangen, unzweideutig ausgesprochen haben, 
und da diese Erklärung auf dem Holsteinischen Landtage von 
einem ihrer Prälaten mit den Worten bestätigt worden ist: 
daß es von ihnen als eine Ehrensache angesehen werde, keine 
Geldentschädigung anzunehmen.

Zu bedauern ist es aber, daß die Ritterschaft ihre Einwil­
ligung in die Aufhebung ihrer Zollfreiheit an solche Bedingungen 
geknüpft hat, welche weder von der Regierung angenommen,
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noch von ihren Mitbürgern gebilligt werden konnten. Eine 
Kritik derselben würde hier zwar nicht an ihrer Stelle seyn, als 
Beleg aber für jene Behauptung möge hier nur eine, die fünfte 
der gemachten Bedingungen, Platz finden, welche dahin lautet: 

„daß Se. Majestät der König geruhen möge zu erklären, 
„daß die unter obigen Bedingungen geschehene freiwillige 
„Verzichtleistung des Corps der Prälaten und Ritter- 
„schaft als eine, zwischen der Regierung und diesem 
„Corps abgeschlossene Vereinbarung angesehen werden
„solle, die weder im Ganzen, noch in ihren einzelnen
„Theilen einseitig wieder aufgehoben werden könne."

I n  Beziehung auf diese und die vorhergehenden Bedingungen 
sagt der Verfasser des zuvor angeführten publicistischen Voti 
gewiß mit Recht, daß die Ritterschaft in ihnen „eine politische 
„Stellung einnehme, die jetzt seit Einführung der Provinzial- 
„stände im stärksten Widerspruch mit unserer Landesverfassung 
„steht. Sie will Principien, ja selbst specielle Puncte vor- 
„schreiben, worauf das neue Zollgesetz gebaut werden solle; sie 
„w ill eine künftige Aenderung desselben auf ewige Tage von 
„ihrer Einwilligung abhängig machen." Durch ihren Versuch, 
jene Stellung anzunehmen, und durch den Widerspruch, in den 
sie dadurch mit ihren früheren Erklärungen und Zusicherungen, 
und namentlich mit der durch den Druck bekannt gemachten, 
von der fortwährenden Deputation am 26sten April 1817 zu 
Protokoll gegebenen Erklärung gerathen ist, hat sie eine Saat 
des Mißtrauens in ihre Absichten ausgestreut, deren Keime be­
reits bemerklich geworden sind. I n  jener Protocollerklärung
hatte die Ritterschaft, in Uebereinstimmung mit den nichtreci-
pirten Besitzern adelicher Güter, sich unter Anderem dahin aus­
gesprochen :

„daß sie, gleich ihren Mitbürgern, von der Hoffnung 
„und dem Vertrauen belebt, daß die Ver fassung 
„dieser Lande,  deren Wi ede r au f r i ch t ung  sie



30

„ von  der H u l d  und Gerecht igkei t  i hres ge­
f l i eh t en  Landesher rn erwar ten dür fen,  auf  
„ l i be r a l en  Grundsätzen und einer a l l ge-  
„ mei nen Landesver t re t ung  gegründet  seyn 
„werde,  so daß vor  A l l em  das Recht der 
„ S t e u e r b e w i l l i g u n g  gesichert bleibe, keines- 
„ weges die Absicht haben, in der künftigen directen 
„Grundsteuer, nach welchem Maaßstabe diese auch ver­
fassungsmäßig angeordnet werden und durch Bewilli- 
„ gung der Stände zu der hergebrachten ordinairen 
„ Contribution hinzukommen mögte, irgend eine Bevor- 
„ zugung vor dem übrigen Lande zu verlangen."

Wenn sie nun, übereinstimmend mit den hier ausgesprochenen Hof- 
nungen, statt jener auffallenden Bedingungen die Herste l l ung 
des Steuerbewi l l i gungsrechtes  und die A u s ü b u n g  
desselben durch eine al lgemeine Landes Ver t retung 
als Ersatz für die Aufhebung der Zollfreiheit verlangt hätte, dann 
würde ihre Erklärung, gesetzt auch, daß sie von der Regierung 
ebensowenig beifällig aufgenommen wäre, als die vorliegende, doch 
bei allen freisinnigen Schleswig-Holsteinern die freudigste Anerken­
nung gefunden haben. Doch, — verfolgen wir nicht weiter eine 
Erwägung, welche zu keinem erfreulichen Resultate führen kann. 
Ueberlassen wir uns lieber der Erwartung, daß ein wiederholter 
Versuch einer gütlichen Uebereinkunft den Weg zu dem Ziele bahnen 
werde, welches von der Majorität der Schleswigschen, in Ueber­
einstimmung mit der Minorität der Holsteinischen Ständever­
sammlung als ein solches anerkannt worden, dessen Erreichung 
für das Heil des Landes von großer Wichtigkeit ist. Daß die 
Majorität der Schleswigschen Ständeversammlung mehrere M it­
glieder des Corps der Ritterschaft und der nichtrecipirten Besitzer 
adelicher Güter befaßt, vermehrt die Hofnung auf einen gün­
stigen Erfolg der wahrscheinlich wieder aufzunehmenden Unter­
handlung, und ist gewiß von denen, die sich für die baldige
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Einführung einer zweckmäßigen Zolleinrichtung interessi'ren, bans« 
bar anerkannt worden. —

Der von dem Herrn Proponenten namhaft gemachte vierte 
Zweck der Aufhebung des Zolls:

die Verhinderung der Verbrechen, welche dem Schleich­
handel stets folgen, durch dessen Beseitigung, 

ist von so großer Wichtigkeit und nimmt so sehr die allgemeine 
Theilnahme aller Wohlgesinnten in Anspruch, daß, wenn es 
bewiesen würde, daß derselbe sich nur durch die Aufhebung des 
Zolls erreichen lasse, daß er aber durch diese auch wirklich er­
reicht werden könne, ein solcher Beweis ein bedeutendes Gewicht 
zu Gunsten der Proposition in die Waagschale legen würde.
Dieser Beweis ist aber bisher nicht geführt worden und er wird
nach der Natur der Sache auch wohl nicht geführt werden
können, so lange nicht der Zoll in allen Ländern, oder doch in
denen aufgehoben worden, von denen Schleswig-Holstein begränzt 
wird, und welche von hier aus aus dem Wege des Schleich­
handels erreicht werden können. Denn das wird doch Niemand 
bestreiten wollen, daß die Moralität ebensowohl durch den 
Schleichhandel verletzt werde, ob es sein Ziel und Treiben seyn 
mag, heraus oder herein zu schmuggeln. Nur der Schau­
platz seiner Thätigkeit würde aber durch Aufhebung des Zolls 
in Schleswig-Holstein theilweise verändert werden. Nicht mehr 
an der südlichen Gränze Holsteins, aber im größeren Maaße 
an der nördlichen Gränze Schleswigs würden die Schmuggler 
dann ihr Wesen treiben, und vornehmlich von der östlichen 
Seite beider Herzogthümer aus würde der Schleichhandel die 
Dänischen Provinzen mit den Gegenständen ihres Bedarfs zu 
versorgen trachten. Derselbe Nothstand und dieselbe Gewinn­
sucht, die jetzt zur Schmuggelei reihen, würden auch hier die 
Triebfedern seyn, und das um so mehr, da diejenigen, welche 
bisher einen erlaubten Verkehr von hier aus mit Dänemark 
getrieben haben, diesen würden aufgeben, oder ihn auf dem
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Wege des Schleichhandels fortsetzen muffen. Denn wenn Schles­
wig und Holstein zollfrei würden, Jütland und die Dänischen 
Inseln aber zollpflichtig blieben, so würden beide Länder sich, 
wenn auch nicht als feindlich, doch als fremd gegenüberstehen, 
und die Einfuhr der Producte und Fabrikate der Herzogthümer 
würde dort denselben Bedingungen unterworfen werden, denen 
die Einfuhr aus fremden Ländern unterliegt.

Nicht also durch die Aufhebung des Zolls, wenn diese nicht 
im ganzen Umfange des Dänischen Staats eintritt, wird der 
Schleichhandel gehemmt werden können. Weshalb aber sollte 
nicht dieser Erfolg von zweckmäßigen Zolleinrichtungen erwartet 
werden können? Nur Hoffnung und Aussicht auf Gewinn 
sind die Triebfedern des Schleichhandels. Wenn aber Einrich­
tungen getroffen werden, welche diese Aussicht vernichten oder 
doch sehr ungewiß machen, welche diejenigen, die dennoch ein 
gefährliches Wagstück bestehen wollen, durch bittere Erfahrung 
überzeugen, daß die Zeit des gefahrlosen bösen Treibens vorüber 
sey, dann wird das Uebel, wenn auch nicht ganz und gar aus­
gerottet, — denn welches Gesetz wird nie übertreten? — doch 
so sehr vermindert werden, daß von dieser Seite dem Staats- 
wohle keine Gefahr mehr drohen wird. Nach welchen Grund­
sätzen aber das Zollwesen eingerichtet werden müsse, damit in 
unserem Lande, dessen örtliche Lage die Umgehung des Zolls so 
sehr erleichtert, der Zweck desselben in dem Grade erreicht werden 
kann, daß die Klagen und Beschwerden verstummen, zu welchen 
die bisherigen Einrichtungen so gerechte Veranlassung gegeben 
haben, darüber wird die Behörde, der die Leitung dieser Ein­
richtungen vornehmlich obliegt, schwerlich ungewiß seyn können. 
Der Entwurf des neuen Zollgesetzes giebt der Einsicht und dem 
redlichen Willen seiner Verfasser das rühmlichste Zeugniß, wenn 
er auch nicht a l l geme i nen  Beifall gefunden hat. Dieser 
aber würde für jeden, auch den vollkommensten Entwurf ent­
behrt werden, da der Gegenstand die sorgfältigste Prüfung er­
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fordert, zu einer solchen aber nur Wenige nach Zeit und Beruf 
befähigt seyn können. Nicht unberücksichtigt werden aber die 
Bemerkungen bleiben, welche von beiden Ständeversammlungen 
sowohl in allgemeinen, als auch in speciellen Beziehungen über 
den Entwurf gemacht sind, und die Erfahrung wird demnächst 
das Gebäude vollenden und vervollständigen, welches von unserer 
Regierung auf einem guten, sicheren Grunde, sich zur Ehre und 
dem Lande zum Nutzen, — hoffentlich bald — erbaut werden 
wird. Die Bemerkungen aber, welche der Verfasser dieser 
Blätter über die Basis eines zweckmäßigen Zolltarifs weiterhin 
noch vorzutragen sich veranlaßt finden wird, würden hier noch 
nicht an ihrer Stelle seyn.

Nachdem der Herr Proponent die Motivirung seiner Pro­
position hinsichtlich der vier Zwecke, welche vorstehend erörtert 
sind, beendigt hat, ist er zu der Frage übergegangen: welche 
Einrichtung zu treffen sey, um den (durch die Aufhebung des 
Zolls zu erwartenden) Ausfall in den Finanzen zu decken. Bei 
dieser Veranlassung hat er erklärt, daß „Niemand mehr gegen 
eine directe Steuer sey, als er." Allerdings würde auch die 
Einführung einer direkten Steuer, als Ersatz für den Zoll, ein 
um so größeres Uebel seyn, da diejenigen, welche in Schleswig- 
Holstein am meisten mit direkten Steuern belastet sind, die 
Grundbesitzer und namentlich die nichtprivilegirten Landbesitzer, 
größtenteils unfähig sind ein größeres Maaß derselben zu 
tragen. Auch würde die Verlegung der bisherigen Zollabgaben 
auf ihre Schultern eine um so härtere Maaßregel seyn, da sie 
es nicht in ihrer Gewalt haben würden, sich dieser, gleich den 
Zollabgaben, durch Beschränkung ihres Verbrauchs zollpflichtiger 
Waaren zum größten Theile zu entziehen. Aber auch gegen 
die Steuer, welche der Durchlauchtige Proponent für eine zweck-

3
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mäßige zu halten erklärt hat, „weil sie nur den Verbrauch und 
die höheren Classen treffen würde," gegen die von ihm als 
Ersatz für die wegfallende Zolleinnahme beantragte Claffensteuer 
erheben sich gegründete und nicht unbedeutende Bedenklichkeiten.

Es dürfte doch wohl als nicht unbedenklich erscheinen, wenn 
die berathenden Provinzialstände eines Landes, in welchem das 
Steuerbewilligungsrecht, obgleich in verbrieften Verträgen be­
gründet, nicht von erwählten Landesvertretern ausgeübt wird, 
einer Regierung, welche sich in finanziellen Verlegenheiten be­
findet, zu irgend einem speciellen Zwecke die Einführung einer 
Steuer vorschlagen wollten, von der man einräumen muß, daß 
sie, ebensowohl wie früher die Grund- und Benutzungssteuer, 
durch Zulageprocente bis zu einem Maaße erhöht werden könnte, 
welches den Kräften der Besteuerten durchaus nicht angemessen 
wäre. Schon allein unter diesem Gesichtspuncte würde diese 
Steuer sich schwerlich den Schleswig - Holsteinern empfehlen 
können, und gewiß sehr mit Recht ist diese Einrede auch in der 
Schleswigschen Ständeversammlung (S t. Z. No. 89) geltend 
gemacht worden. Daß die Ständeversammlung ihren Rath zur 
Einführung der Steuer an die Bedingung zu knüpfen habe,- 
daß sie nicht erhöht und nur zur Deckung des Ausfalls der 
Zolleinnahme verwandt werde, kann keine Sicherheit gewähren, 
da es ja immer der Regierung überlassen bliebe, die Steuer 
einzuführen, ohne die Bedingung zu berücksichtigen. Abgesehen 
aber von dieser Bedenklichkeit, darf es doch nicht unbeachtet gelassen 
werden, daß eine Classen- oder Personensteuer, wie sie in Preu­
ßen und in anderen Staaten besteht, auf einem anderen Princip 
beruht, als nach welchem sie zur Deckung der bisherigen Zoll­
einnahme hier zur Anwendung kommen würde. Jene Einrich­
tung, nach welcher ein jeder selbstständige Staatsbürger einen, 
nach seinen pecuniären Kräften bestimmten Beitrag in die 
Staatskassen liefern soll, so daß nur Kinder unter 16 Jahren 
befreit sind, und einzelne Personen ohne Haushalt nur die Hälfte
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des für eine Haushaltung in gleicher Classe bestimmten Satzes 
zu tragen haben, beruht gewiß auf einem theoretisch allein rich­
tigen Princip aller Besteuerung; wenn dasselbe aber nur für 
eine einzelne, verhältnismäßig geringe Steuerquote angewandt 
wird, daneben aber alle anderen, viel bedeutenderen Steuerquoten 
nach ganz anderen Merkmalen zugelegt werden sollen, so geht 
das Princip als solches ganz verloren. Wenn z. B. der Grund­
besitzer und der Hauseigenthümer von dem prosumtiven Rein­
erträge ihres Besitzes, der Gewerbtreibende von dem Umfang 
seines Gewerbes und jeder Consument von seinem Verbrauch 
Steuern entrichten muß, so bewirkt die hinzukommende Classen- 
oder Personensteuer nicht nur keine Ausgleichung zwischen den 
verschiedenen Steuerrepartitionen, sondern es wird durch sie die 
Ungleichheit nur noch vergrößert. Der Gewerbtreibende muß 
von dem Ertrage seines Gewerbes, für welches er in der Ge­
werbesteuer schon einmal zugezogen ist, nun abermals steuern, 
eben so der Land- oder Hausbesitzer von dem Ertrage desselben. 
Derjenige aber, welcher bei gleichen pecuniären Kräften kein 
Land und kein Gewerbe besitzt, bezahlt nur die Clafsensteuer 
nachbargleich. I n  der angegebenen Weise steht daher die Classen- 
steuer, als ein Additament zu den anderen Steuern, mit der 
Theorie der Besteuerung eben so sehr in Widerspruch, wie fast 
alle anderen der Wirklichkeit angehörigen Steuern. Selbst der 
wesentlichste Vortheil, den sie theoretisch bezweckt, — daß das 
Capitalvermögen, der Erwerb aus Geldnego^en oder durch 
Wissenschaft und Kunst, so fern solche sonst nicht besteuert 
wären, dadurch getroffen wird, — läßt sich nur sehr unvoll­
ständig und mangelhaft erreichen, da eine irgend drückende Zu­
ziehung solcher Steuerobjecte ihre Inhaber veranlassen kann, 
sich in anderen Ländern niederzulassen, wo sie von keiner solchen 
Belastung getroffen werden. Dies ist auch der Grund, weshalb 
die höheren Classensätze mit den niedrigeren nie im rechten 
Verhältnisse stehen können, und deshalb hat man es auch in
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Preußen anfangs nicht gewagt, höhere Sätze als zu 48 Rthlr. 
einzuführen, und erst nach Verlauf mehrerer Jahre hat man die 
höchsten Sätze bis zu 144 Rthlr. erweitert.

Wenn man nun untersucht, in welcher Weise die Steuer, 
abgesehen von ihrer theoretischen Seite, sich in der Wirklichkeit 
zeige, so kommt es dabei allerdings hauptsächlich auf die Größe 
der Summe an, die durch dieselbe im Ganzen aufgebracht 
werden soll, demnächst aber auch auf die Repartitionsnorm, 
welche im Einzelnen festgestellt wird. Ohne Zweifel ist die 
Repartitionsnorm am vollkommensten, wenn Jeder nach seinen 
pecuniären Kräften im Verhältniß zu allen Beitragenden ge­
troffen wird. I n  diesem Falle wäre hierin die Norm selber 
enthalten, und diese würde dann keiner Verbesserung fähig oder 
bedürftig seyn. Eine solche Norm bietet unsere Armengesetz­
gebung uns in Betreff der Repartition der Armenlasten dar. 
I n  der Praxis stellen sich zwar hier auch gewissermaaßen Classen- 
abtheilungen heraus; es bleibt jedoch die Ansetzung im Einzelnen 
mehr der dem Princip entsprechenden Schätzung unterworfen, 
als wenn, wie das bei vorgeschriebenen Elaffenabtheilungen der 
Fall ist, nur unter Ansätzen mit gewissen Zwischenräumen ge­
wählt werden darf. So kann z. B . in Preußen eine Haus­
haltung nur zu 144, 96, 48, 24, 18, 12, 8, 6, 4 oder 2 Rthlr. 
gesetzt werden, nicht aber zu einem zwischen diesen Sätzen lie­
genden Betrage. Gewiß ist das erste Verfahren da, wo eine 
Commüne eine bestimmte Summe selbst zu repartiren hat, bet 
weitem vorzuziehen. Wenn aber eine solche gegebene Summe 
für eine Commüne nicht vorhanden ist, sondern nur eine im 
ganzen Lande aufzubringende Summe vorliegt, so muß die Ver- 
theilung der ganzen Summe auf einzelne Commünen große und 
vielleicht unüberwindliche Schwierigkeiten darbieten, und es wird 
in solchem Falle schwerlich zu vermeiden seyn, daß die Regie­
rung durch ihre Organe die Classen und Ansätze für jede Haus­
haltung des ganzen Landes bestimmt, wie dies auch in Preußen
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geschehen ist. Angenommen jedoch, es ließen sich bei einer 
, solchen Steuer für die Herzogtümer Collectivquoten ermitteln, 

so würde dann die vollkommnere Repartition, wie sie jetzt beim 
Armenwesen stattfindet, auch bei der Classen- oder Personen­
steuer eintreten können, und sobald man dann nur jene Collectiv­
quote jeder Commüne hätte, würde sofort auch die Bedeutung 
und der Betrag der Steuer Jedermann klar vor Augen liegen.

Wenn wir, um das eben Gesagte in einem concreten Falle 
auszuführen, die Kieler Commüne wählen, in welcher seit meh­
reren Jahren eine Setzung behufs der Aufbringung der Armen­
lasten stattgefunden hat, so wird dadurch für die Mehrzahl der 
Leser der Gegenstand wahrscheinlich an Deutlichkeit gewinnen.

Die Summe, welche nach der Absicht des Herrn Propo­
nenten über die Herzogtümer repartirt werden soll, ist zu 
1,06-1,000 Rbt. und die Einwohnerzahl zu 773,000, also 
generaliter auf den Kopf zu 41£ Schill. Cour, angenommen 
worden. Es wird aber leicht einleuchten, daß an eine gleich­
mäßige Vertheilung nach Volkszahl über alle Commünen, — 
städtische und nichtstädtische, arme und wohlhabendere, —  hier 
nicht die Rede seyn könne. Wenn auch dem Städter nicht ein 
solches Uebergewicht bei dieser Steuer wird aufgelegt werden 
können, wie das aus natürlichen Gründen bei der Zollbesteuerung 
sich vcn selbst ergiebt, so ist doch das als gewiß anzunehmen, 
daß die Städte nach Kopfzahl beträchtlich höher zu stehen 
kommen müßten, als die Landbewohner, eben weil eine Familie 
in der Stadt bedeutend mehr einnehmen muß, um leben zu 
können, als eine Familie auf dem Lande. So ist zwischen 
Stadt und Land das Verhältniß in Preußen, und so würde es 
auch bei uns sich zeigen.

In  Preußen beträgt die Classensteuer,
1) in so weit sie directe erhoben wird, circa 6,500,000 Rthlr. Pr. C.

Latus circa 6,500,000 Rthlr. Pr. C.
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Transport circa 6,500,000 Rthlr. Pr. C.
2) die als Surrogat der eigentlichen 

Classensteuer in circa 130Stä'dten 
erhobeneSchlacht-und Mahlsteuer 
(so weit sie nämlich als Surrogat 
jener Steuer in die Staatskasse 
fließt, mithin nach Abzug dessen, 
was hin und wieder dadurch für 
die Commünekassen mit erhoben 
wird).........................................  „ 2,500,000 „  „ „

zusammen circa 9,000,000Rthlr. Pr. C. 
oder generaliter auf den Kopf der Bevölkerung ( circa 13 
Millionen) circa 27 Schill. S . H. Cour. Es ist aber aus 
den ofsi'ciellen statistischen Nachrichten bekannt, daß diese Steuer 
in  den verschiedenen St äd ten  Preußens, bei einem 
Maximo von 5£ Rthlr. und einem Minimo von 1£ Rthlr., 
im Durchschnitt sich zu 2 Rthlr. Pr. — circa 80 Schill. S. H. 
Cour, auf den Kopf herausstellt, und daß also der generelle 
Durchschnitt für das ganze Land von circa 27 Schill, sich in 
den Städten durchschnittlich auf 80 Schill, erhöht hat.

Ein günstigeres Verhältniß ist ohne Zweifel für K i e l ,  
(auf welche Stadt w ir, mit den Verhältnissen derselben am 
besten bekannt, die Classenfteuer zur besseren Erläuterung an­
wenden wollen) nicht zu gewärtigen, als es sich in Preußen als 
Durchschnitt für sämmtliche Städte ergiebt, da Ki e l ,  seinem 
Nahrungsstande und seiner Wohlhabenheit nach, wohl nächst 
A l t ona  und Flensburg  seine Stellung einnehmen dürfte. 
Nach diesem Verhältniß aber würde sich bei einer generellen 
Kopfrate für das ganze Land von 4 l£  Schill. Cour, für K i e l  
eine Rate von circa 121 Schill, auf jeden Kopf ergeben. Da 
nun die in den letzten Jahren hier jährlich repartirte Armenlast 
bei circa 11,000 Einwohnern circa 20,000 Mk. Cour., mithin
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höchstens 31 Schill. Cour, für den Kopf betragen hat, so würde 
die proponirte Classensteuer mit 124 Schill. Cour, å Kopf grade 
dem vierfachen Betrage der Armensteuer gleichkommen, und ein 
jeder Contribuent in K i e l  kann hiernach sofort wissen, was die 
Classensteuer für ihn zu bedeuten haben würde, da er nur seinen 
Armenbeitrag mit 4 zu multipliciren braucht, um seinen Bei- 
trag zu der projectirten Steuer zu finden. Derjenige, welcher 
bei der Armensteuer zum Minimo von 1 Mk. Cour, angesetzt 
ist, würde an Classensteuer 4 Mk. Cour., derjenige aber, welcher 
im Maximo von 300 Mk. steht, würde 1200 Mk. jährlich zu 
entrichten haben. Den Zoll für seinen Verbrauch zollpflichtiger 
Gegenstände würde er freilich nicht mehr erlegen, dagegen für 
seinen Verbrauch überhaupt, und mithin auch für den Verbrauch 
der bisher zollfreien, im Inlande gewonnenen Confumtions- 
artikel, einer gewiß viel lästigeren Steuer unterworfen seyn, von 
der auch der größte Kaufmann N ichts auf seine Abnehmer 
würde repartiren können, da vielmehr Jedermann, eben so gut 
wie der Kaufmann, seine Waaren unbeschwert würde einführen 
können.

Nach dieser Darstellung der Verhältnisse, wie sie bei einer 
Classensteuer sich gestalten würden, welche den Ausfall ersetzen 
sollte, den die Finanzen durch die Aufhebung des Zolls erleiden 
würden, dürften selbst diejenigen, welche sich für die Aufhebung 
des Zolls interessiren, bedenklich werden, sich für die Einführung 
der Classensteuer, als einer Ersatzsteuer, zu entscheiden. Daß diese 
Steuer aus keinen Fall in der A rt, wie der Durchlauchtige 
Proponent (St. Z. S . 702) sie vorgeschlagen hat, zur Anwen­
dung werde kommen können, würde nicht zu bedauern seyn, da 
nach der von ihm angenommenen Repartition die Minderver­
mögenden, im Verhältniß zu den Begüterten offenbar viel zu 
hoch getroffen würden, und da unter den am höchsten, nämlich 
mit 30 Rthlr. Cour. Besteuerten, sich eine nicht unerhebliche 
Anzahl, namentlich der Besitzer adelicher Güter befindet, welche
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jetzt eben so viel, und vielleicht noch mehr an Zollgebühren zu 
zahlen haben, als sie nach Aufhebung der Zollprivilegien und 
nach empfangener Entschädigung für dieselben, nach der Absicht 
des Herrn Proponenten, an Claffensteuer zu zahlen haben würden. 
Ein noch größerer Vortheil aber würde denjenigen Gutsbesitzern 
durch die vorgeschlagene Einrichtung zu Theil werden, deren 
Güter der Kopfsteuer unterworfen sind, wenn die Aufhebung 
dieser Steuer nach dem Plane des Herrn Proponenten zur Aus­
führung käme. Denn es ist bekannt, daß die Gutsbesitzer, wie 
im Allgemeinen alle Brodherren, für ihre Dienstboten die Kopf­
steuer zu übernehmen pflegen, daß aber, auch wenn sie sich dessen 
weigern, sie davon getroffen werden, weil sie dann einen höheren 
Dienstlohn bezahlen müssen. Würde nun die Kopfsteuer ihnen 
erspart werden, so würde ihnen dies offenbar einen neuen Ge­
winn bringen, da mancher Gutsbesitzer allein an Kopfsteuer das 
Doppelte von dem zu bezahlen hat, was er als Eontribuent zur 
Claffensteuer in erster Classe zu zahlen habew würde.

M it den Andeutungen über die Claffensteuer hat der Durch­
lauchtige Proponent den zur Motkvirung seiner Proposition in 
der Ständeversammlung gehaltenen Vortrag geschlossen. Nach­
dem die durch denselben veranlaßten Bemerkungen vorgetragen 
worden, gehen wir zur Erwägung derjenigen Zwecke über, die 
von den Gesetzgebungen aller Länder längst als solche anerkannt 
worden sind, welche durch angemessene Zolleinrichtungen verfolgt 
werden sollen, und welche ohne Zweifel größtentheils auch in 
Schleswig-Holstein erreicht werden können.

Diese Zwecke sind folgende:

1) der finanzielle, oder die Besteuerung der Staatsbürger durch 
den Zoll;
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2) Schutz für Urproduction, Industrie und Handel zu ge­
währen, oder mit anderen Worten: dahin zu wirken, daß 
diese Hebel des Staatswohls möglichst in Thätigkeit gesetzt 
werden;

3) Beschränkung der (Konsumtion, insofern sie für den Staat 
nachtheilig wird, zu bewirken;

4) dem Staate in besonderen Fällen, fremden Staaten gegen­
über, die Mittel zu gewähren, um Repressalien gegen sie 
üben zu können;

5) die Regierung in den Stand zu setzen, sich die ihr erforder­
liche Einsicht in den Zustand und den Gang des Handels 
und der Industrie zu verschaffen, ohne welche sie zu der 
ihr obliegenden Beförderung derselben nicht befähigt seyn 
würde.

I.
Betrachten wir zuerst den finanziellen Zweck des Zolls, den

Zoll in seinen Wirkungen als Steuer.
Eine jede Steuer kann als ein Uebel angesehen werden, 

weil durch sie den Staatsbürgern ein Theil ihres Vermögens 
entzogen wird. Wenn aber auch die Steuern überhaupt als 
Uebel erscheinen, so ist es doch gewiß, daß sie nothwendige 
Uebel sind, insofern kein Staat bestehen kann, wenn ihm nicht 
durch die Beiträge der Staatsbürger die Mittel zur Erreichung 
seiner (vernünftigen) Zwecke gewährt werden. Es kommt daher 
nur auf das Maaß und auf die Art der Besteuerung an. Das 
Maaß der Steuern muß sich nach dem vorhandenen Bedürfnisse 
des Staates richten, die Art der Besteuerung ist von um so 
größerer Wichtigkeit, als es anerkannt ist, daß höhere Steuern, 
wenn sie richtig vertheilt sind, nicht selten weniger lästig ge­
worden sind, als minder hohe, aber unrichtig vertheilte. Da 
aber eben so leicht das Maaß der Steuern überschritten, als in
der Art ihrer Vertheilung gefehlt werden kann, so haben all-
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Völker einen um so höheren Werth auf das Steuerbewilligungs­
recht gelegt, je mehr sie über ihre Interessen aufgeklart wurden. 
Auch unsere Altvordern haben die Wichtigkeit dieses Rechtes 
erkannt und sich dasselbe von dem Stammvater des Oldenbur­
gischen Hauses verbriesen lassen, als sie ihn zu ihrem Landes­
herrn erwählten. Das Recht besteht, aber dessen Ausübung ist 
unterbrochen, und erst jetzt ist vielleicht für Schleswig-Holstein 
der Zeitpunct gekommen, wo es sich der Ausübung dieses Rechtes 
würde e r f reuen können, da durch die neue Institution eine 
al l gemeine Landesvertretung eingeführt ist. Möge bald der 
Tag kommen, der die Wiederbelebung des alten Rechtes ver­
kündet ! —

Eben so wohl aber in den Landern, in welchen das Steuer­
bewilligungsrecht durch Landesvertreter ausgeübt wird, als in 
denen, in welchen die Steuern ihrem Maaße, wie ihrer Art 
nach, von der Regierung aufgelegt werden, hat sich seit langer 
Zeit der Zoll als eine zweckmäßige Steuer bewährt. Auch die 
neueren Staaten haben die Vortheile erkannt, welche in finan­
zieller Hinsicht durch den Zoll gewonnen werden, und nicht allein 
England, sondern auch Griechenland und Norwegen beziehen 
ein Dritttheil ihres Einkommens durch Zölle.

Der Zoll ist eine Abgabe, welche vornehmlich die Consum- 
tion trifft, welche es daher in den meisten Fällen dem Willen 
der Consumenten überläßt, einen wie großen Theil derselben 
sie übernehmen wollen, und durch welche nicht allein der Reiche 
am Meisten, der minder Wohlhabende aber nur in geringerem 
Grade besteuert, sondern auch derjenige getroffen wird, der ohne 
diese Abgabe, zumal in einem Staate, in welchem vorzugsweise 
nur directe Abgaben erhoben werden, wenig oder Nichts zu den 
Staatsbedürfnissen beitragen würde. Durch den Zoll werden 
aber auch sogar Fremde zu Beiträgen an die Staatskasse ge­
nöthigt. Denn kein Fremder, welcher auch nur auf der Durch­
reise durch das Land, in die Reihe der inländischen Consumenten
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tr itt, bleibt von einem solchen Beitrage verschont, der um so 
bedeutender wird, je länger er im Lande verweilt. Die für 
fremde Rechnung transitirenden Waaren werden von der Zoll­
abgabe getroffen, und in den Fällen, wo Vorräthe für fremte 
Rechnung mittelst einer vielleicht mißlungenen Speculation in 
das Land eingeführt werden, unterliegen sie einem Beitrage an 
die Staatskasse, der ihnen wenigstens nicht allemal von den 
inländischen Konsumenten vergütet wird. , Ueberdies gewährt d e 
Erhebung der Zollabgabe den Vortheil, daß sie von denen, die 
sie trifft, ihnen selbst unmerklich erhoben wird und daß keine 
Restanten bei ihr vorkommen können. Nur die Control- und 

Erhebungskosten würden diese Vortheile vermindern, oder viel­
leicht gar aufheben, wenn es sich nicht nachweisen ließe, daß der 
Zoll auch anderen, wichtigen Zwecken, als den bloß finanziellen, 
diene, und daß daher auch diese, in dem Verhältniß, als ihre 
Wichtigkeit erkannt wird, jene Kosten übertragen müssen.

Damit aber der Zoll, als Abgabe, nicht anderweitige Nach­
theile verursache, ist es allerdings erforderlich, daß er nach der 
Oertlichkeit und den Verhältnissen des Landes durch zweckmäßige 
Gesetze und Einrichtungen geregelt werde. Vor Allem muß 
daher die Zollcontrole so eingerichtet werden, daß die durch den 
Zolltarif für alle Gegenstände der Einfuhr, Ausfuhr oder Durch­
fuhr festgesetzten Abgaben auch in der Regel wirklich erhoben 
werden. Dann wird aber auch eine Uebereinstimmung der 
Controls mit dem Zolltarif zur unerläßlichen Forderung, indem 
man leicht begreift, daß nur IN  dem Grade, in welchem jene 
wohlorganisirt ist, auch höhere Zollsätze exigibel gemacht werden 
können. Es wird jedoch keinesweges zu wünschen seyn, daß 
eine Controls eingeführt werde, durch deren Schärfe die bürger­
liche Freiheit, auf deren Genuß alle Staatsbürger gerechte An­
sprüche haben, verletzt würde, wenn auch, auf der anderen Seite, 
eine Controls, die es beinahe der Willkühr derer, welche, nach 
den Gesetzen, von den Zollabgaben getroffen werden sollen,
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anheim stellt, ob sie dieselben überall, oder welchen Theil der­
selben sie erlegen wollen, und die durch geheime Instructionen 
sich von der strengen Beobachtung der bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften dispensiern läßt, zu einem Gegenstände allgemeiner 
Geringschätzung herabsinken muß. Wo ein solcher Uebelstand 
sich findet, da kann es nicht befremden, wenn von der bei weitem 
größeren Zahl der im Zolltarif angesetzten Gegenstände gar keine, 
oder doch nur so geringe Abgaben erhoben werden, daß man 
vielleicht ohne Uebertreibung würde behaupten können, ihr ein­
jähriger Betrag reiche nicht aus, um die Druckkosten des Tarifs 
zu vergüten!

Damit aber eine Umwandelung des bisherigen Zustandes, 
von dem mit Recht angenommen werden darf, daß die Befol­
gung des Gesetzes zur Ausnahme, die Uebertretung aber zur 
Regel geworden sey, dahin eintreten könne, daß die Uebertretung 
zur Ausnahme, die Befolgung aber zur Regel werde, wird 
weder allein eine Verbesserung der bisher so mangelhaften Con­
trols, noch eine Herabsetzung des bestehenden, vielleicht durch­
gängig, gewiß aber in den meisten Sätzen, übertrieben hohen 
Zolltarifs genügen. Diese Ueberzeugung wird auch unsere 
Regierung veranlaßt haben, den Ständeversammlungen den 
Entwurf zu einem neuen Zollgesetze vorlegen zu lassen, aus 
welchem, in Verbindung mit den diesen Versammlungen mit­
getheilten Aufklärungen, die Absicht einer gänzlichen Reform 
der bisher in Schleswig-Holstein bestehenden Zolleinrichtungen 
hervorgeht. Es sind aber die Schwierigkeiten, welche die ört­
liche Lage der Herzogthümer einer genügenden Gränzcontrole 
entgegenstellt, allgemein und auch von der Regierung erkannt 
worden, und diese hat auch, eben mit Rücksicht auf diese 
Schwierigkeiten, die Nothwendigkeit anerkannt, durch niedrige 
Zollsätze die Handhabung der Controle zu erleichtern, oder viel­
mehr das Interesse des Schleichhandels zu vermindern. Allein 
man ist dennoch bei der Abfassung des Zolltarifs von Prämissen
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ausgegangen, welche den von den neuen Zollelnrichtungen er­
warteten Erfolg in hohem Grade gefährden. Man hat nämlich 
mit Rücksicht auf die finanziellen Verhältnisse des Staatshaus­
halts es als nothwendig angesehen, daß die neue Zolleinrichtung 
der Staatskasse nicht weniger einbringen dürfe, als die bisher 
bestehende. Man hat aber auch ferner es nöthig gefunden, die 
Zollsätze der Herzogthümer denen des Königreichs gleich zu stellen, 
weil man nur unter dieser Voraussetzung einen freien Verkehr 
zwischen beiden Landestheilen gestatten zu können geglaubt hat. 
Nach den auf diese Voraussetzungen gestützten Berechnungen ist 
der in dem Entwürfe der neuen Zollverordnung mitgetheilte 
Zolltarif abgefaßt worden. Davon ist denn die nächste Folge 
gewesen, daß beide Ständeverfammlungen die Nothwendigkeit 
erkannt haben, bedeutende Modificatione» des Tarifs zu bean­
tragen. Aber auch selbst dann, wenn die Regierung diese An­
träge, wie zu erwarten seyn wird, berücksichtigen sollte, bleibt 
noch immer zu fürchten, daß ungeachtet der Beseitigung der 
privilegieten Districte und der fremden Enclaven, und wie viel 
auch geschehen mögre, um den Augiasstall zu reinigen, in dem 
bisher Bestechung, Treulosigkeit und Meineid ihr Wesen ge­
trieben haben, der Schleichhandel dennoch nicht in dem Grade 
werde beschränkt werden können, daß die Befolgung der Zoll­
gesetze sich künftig als die zur Anwendung kommende Regel 
darstellen würde. Denn noch immer würden manche Tarifsätze 
eine Höhe behaupten, welche ihm um so gewisser eine zu große 
Versuchung darbietet, je tiefere Wurzeln einmal die Neigung 
für gesetzloses Leben in mehreren Gegenden des Landes ge­
schlagen hat, in denen Schmuggler und Schuckler in großer 
Zahl vom schändlichen Gewerbe häufig ein wüstes Leben führen. 
Wenn aber die Negierung einmal die Nothwendigkeit einer 
durchgreifenden Reform erkannt hat, dann wird auch ihr Stre­
ben dahin gerichtet seyn müssen, den Schleichhandel, wenn er 
auch nie ganz zu vernichten seyn wird, doch in seinem Verderb-
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künftig nur als Ausnahme von der Regel erscheine; — dann 
wird sie kein anderes Zollgesetz erlassen wollen, als ein solches, 
dem sie die Achtung zu sichern weiß, welche nie einem ihrer 
Gesetze offenkundig versagt werden darf, wenn nicht ihr Ansehen 
gefährdet und dadurch das patriotische Gefühl der Staatsbürger 
verletzt werden soll.

Zu solchem Zwecke wird sie aber für einen neuen Zolltarif 
keinen anderen Maaßstab nehmen dürfen, als allein den der 
Exigibilität, oder mit anderen Worten, der neue Zolltarif wird 
keine Zollsätze enthalten dürfen, welche nicht bei einer wohl 
organisirten Controls von allen Gegenständen der Verzollung in 
dem Maaße zu erheben wären, daß die Umgehung des Gesetzes 
zur Ausnahme, die Gelebung desselben aber zur Regel werde.

Woher aber wird die Regierung diesen Maaßstab nehmen? 
und welche Zollsätze sind es, die sich als exigibcl darstellen?

Wenn eine Antwort auf diese Fragen specielle Vorschläge 
zur Herabsetzung des von der Regierung bereits entworfenen 
Zolltarifs in seinen einzelnen Sätzen bis zu dem Puncte, wo 
die Exigibilität derselben nicht zu bezweifeln wäre, enthalten 
sollte, dann würde der Verfasser dieser Blätter sich bescheiden, 
daß er am wenigsten zu ihrer Beantwortung im Stande wäre. 
Denn er hat sich seit der Zeit, wo eine Reform des Zollwesens 
als ein dringendes Bedürfniß allgemein erkannt und ein Gegen­
stand des Tagesgesprächs wurde, hinreichend überzeugt, daß 
unter denen, welche sich zur Aufstellung solcher Tarifsätze für 
befähigt halten, weil sie mit einer Anzahl der im Tarif benannten 
Artikel Handel treiben und mit den Bedingungen bekannt sind, 
unter denen es bisher möglich wurde, sie anzuschwärzen, eine 
Art von Sprachverwirrung herrsche, welche n u r die Schwierig­
keit der Aufgabe klar erkennen läßt. Deshalb hat er auch die 
auf die Abfassung des dem Entwürfe des neuen Zollgefetzes 
beigefügten Tarifs, wie die auf dessen Prüfung verwandte ver-
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gebllche Mühe schon damals bedauert, als ihm selbst der Beruf 
ward, an dieser Prüfung Theil zu nehmen. Man begreift auch 
leicht, weshalb an eine Uebereinstimmung in der Beurtheilung der 
Tarifsätze, selbst unter denen, welche 'auf gleiche Weise mit den 
Gegenständen und mit der Anwendung derselben in Berührung 
kommen, nicht zu denken sey, da ihr Urtheil nur durch die Gefahr 
und durch die Kosten, welche der Schleichhandel herbeiführt, mithin 
durch die Schmuggelprämie, bestimmt werden kann, diese aber sich 
nach so vielen verschiedenen örtlichen und persönlichen Verhältnissen 
richtet, daß bei dem jetzigen Zustande der Dinge ein fester Tarif 
überall nicht aufgestellt werden kann. Daß die Schmuggelprämie 
am niedrigsten in der Nähe der Zollgränze und um so höher, je 
weiter diese von dem Orte, für den die Waaren bestimmt sind, sich 
stellen müsse, — daß da, wo ohne besondere Vorkehrungen, bloß 
durch Eonnivenz der Wächter des Gesetzes, der Zoll gefahrlos um­
gangen werden kann, ein anderes Kostenverhältniß sich Herausstellen 
müsse, als da, wo nur mir Gefahr und Beschwerde und durch 
Beihülfe Mehrerer das Einschleichen gelingen kann, das ist gewiß 
eben so einleuchtend, als es bekannt ist, daß in dieser Beziehung die 
größten Ungleichheiten, nicht allein zwischen Ort und Ort, sondern 
sogar zwischen den Bewohnern desselben Ortes stattfinden, je nach­
dem ihre persönlichen Eigenschaften und Verhältnisse verschieden 
sind. So erklärt sich hinreichend der Widerstreit der verschiedenen 
Ansichten über den besten Zolltarif. Das aber tritt als Leitstern 
aus dem Eonflict der verschiedenen speciellen Ansichten klar hervor, 
daß nur ein Zolltarif, dessen Sätze das Maaß der Schmuggel­
prämie nicht übersteigen, dem so tief gewurzelten Uebel wehren 
und sich der Billigung des Landes erfreuen werde.

Von dieser allgemeinen Ueberzeugung geleitet, die längst 
auch die seinige gewesen ist, will der Verfasser den Versuch 
machen, die gestellten Fragen zu beantworten, zwar nicht in be­
stimmten Zahlen, aber durch Angabe der M itte l, durch welche, 
wie er hofft, diese Zahlen zu finden seyn werden.
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Nur auf dem Wege der Erfahrung wird sich mit der Zeit 
ein Tarif feststellen lassen, der den vernünftigen Zwecken ent­
spricht, welche durch eine Reform unseres Zollwesens erreicht 
werden sollen. Wenn die Gefahr, welche den Schleichhandel 
trifft, in bestimmten Zahlen von vorne herein ausgesprochen 
werden könnte, wenn diese Gefahr für alle Individuen, an 
welchen Orten des Landes sie sich befinden, dieselbe wäre, dann 
würde mittelst einer Rechenkunst, die sich nicht über die vier 
Species zu erstrecken brauchte, die Bestimmung der Tarifsätze 
möglich seyn, durch welche der Schleichhandel für Alle, welche 
nicht, ohne Wahrscheinlichkeit des Gewinns, Ehre und Haabe 
wagen wollten, um ein böses Gelüsten zu befriedigen, vernichtet 
werden müßte. Diese Gefahr wird aber erst dann richtig 
erkannt und geschätzt werden können, wenn diejenigen Einrich­
tungen getroffen seyn werden, die sich als unerläßliche Bedin­
gungen einer zweckmäßigen Organisation des Zollwesens darstellen. 
Erst nachdem das geschehen ist, wird der Schleichhändler im 
Stande seyn, Gefahr und Schwierigkeiten seines Handels und 
die mit ihrer Ueberwindung verbundenen Kosten zu berechnen. 
Nach seiner Berechnung muß aber der Tarif sich richten, wenn 
man das Gewerbe des Schleichhändlers vernichten will. Bis 
dahin aber, daß eine solche Berechnung gemacht werden kann, 
wird es erforderlich seyn, daß der Gesetzgeber, den finanziellen, 
wie den politischen Zweck an die Seite stellend, lediglich darauf 
sein Augenmerk richte, die Angabe und Verzollung aller, nach 
dem Gesetz zu verzollenden Gegenstände, als Regel, zu erreichen. 
Zu dem Ende wird ein Tarif aufgestellt werden müssen, in 
welchem alle Artikel, mit Ausnahme derer, welche ihres Vo­
lumens, oder um anderer Verhältnisse willen, nicht füglich ein­
geschlichen werden können, und die bisher nicht eingeschlichen 
worden, so niedrig angesetzt sind, daß ihre Verzollung, nach 
der bi sher i gen E r f a h r u n g ,  für gesichert gehalten werden 
darf. Dieser Zolltarif würde, mit Ausnahme der Zollsätze für
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die Einfuhrartikel, von denen bisher fast nur allein Zoll erhoben 
worden ist, solche Zollsätze enthalten, bei denen der Schleich­
handel künftig um so weniger seine Rechnung würde finden 
können, je mehr durch zweckmäßige Eontroleinrichtungen und 
durch ein unbestechliches Aufsichtspersonal die Gefahr desselben 
vergrößert wäre. Die specielle Norm würde man wahrscheinlich 
durch die früheren jährlichen Zollrechnungen erhalten, in so fern 
sich dort auch nur e in so niedrig tarifirter Artikel fände, der 
nach dem ganzen Umfange der muthmaaßlichen Eonfumtion, die 
nach der Bevölkerung approximativ zu berechnen ist, zur Ver­
zollung gekommen wäre, wenn er auch nur anderen eingefchliche- 
nen Waaren ähnlicher Art oder Verpackung den Namen geliehen 
hätte. Nach diesem Maaßstabe würde der ganze Tarif, mit 
Berücksichtigung der in Betracht kommenden Nebenverhältnisse 
und mit Ausnahme der Gegenstände, welche erfahrungsmäßig 
nicht eingefchlichen werden können, in Hinsicht deren mithin die 
nach anderen Rücksichten für zweckmäßig zu haltenden Zollsätze 
zu bestimmen seyn würden, vorläufig abzufassen seyn. I n  Er­
mangelung einer solchen, durch die bisherige Erfahrung bewährten 
Norm wird das umsichtige Urtheil der Behörde leicht solche 
Zollsätze feststellen, von denen sie gewiß seyn könnte, daß ihre 
Umgehung keinen Vortheil darbieten würde. Nachdem aber 
auf diese Weise die Behörde, der die Leitung des Zollwefens 
obliegt, sich durch Erfahrung überzeugt haben würde, daß alle 
Gegenstände des Tarifs nach dem Maaße, in welchem ihr Ver­
brauch sich als wahrscheinlich darstellt, wirklich zur Verzollung 
gekommen wären, würde sie im Stande seyn, eine Erhöhung 
der Zollsätze, welche nicht allein dem finanziellen, sondern auch 
den übrigen Zwecken des Zolls entsprechen würde, nach und nach 
zu veranlassen, und damit so lange fortzufahren, bis entweder 
andere staatswirthschaftliche Gründe, oder aber die Erfahrung 
einer eintretenden Verminderung der Zolleinnahme, Stillstand

> 4
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geböten. Die jährlichen Register derselben würden gewisser# 
maaßen dabei den Dienst des Barometers leisten.

Wenn dieser Weg eingeschlagen werden sollte, dann wird 
die Zolleinnahme wahrscheinlich bald eine Höhe erreichen, welche 
den finanziellen Interessen des Landes ein Genüge leisten und 
die den Ausfall in der Einnahme der ersten Jahre decken würde, 
der möglicherweise durch die Hintansetzung aller anderen Rück­
sichten, als der, einer möglichsten Vernichtung des Schleichhandels, 
entstanden seyn könnte. Denn daß die Zolleinnahme unbedenk­
lich so hoch getrieben werden dürfe, als es den finanziellen 
Interessen des Staats entspricht, wird aus denselben Gründen 
nicht zu bezweifeln seyn, welche die Erreichung hoher Zollsätze 
in Schleswig-Holstein als unmöglich darstellen. Bevor die Höhe 
der Zollsätze in anderen Beziehungen nachtheilige Wirkungen 
hervorbringen könnte, wird das Überhandnehmen des Schleich­
handels schon die Nothwendigkeit ihrer Ermäßigung aus finan­
ziellen und moralischen Rücksichten geltend gemacht haben.

Sollte es aber wirklich zu fürchten seyn, daß eine Ernie­
drigung der Zollsätze bis zu dem vorstehend angedeuteten Grade 
einen merklichen Ausfall in der Einnahme herbeiführen würde?

Die Regierung hat dies angenommen und ihre Gründe 
den Ständeversammlungen vortragen lassen. Wenn es aber wahr 
ist, was aus den Berechnungen glaubwürdig hervorgeht, welche 
den Ständen mitgetheilt sind, daß fast die ganze Zolleinnahme, 
mit Ausschluß der erhobenen Schiffsabgaben, nur den Zoll von 
wenigen Gegenständen befaßt, indem mehr als drei Viertheile 
des erhobenen Einfuhrzolls von nur 15 Artikeln erhoben sind, 
so wird ein Ausfall in der Zolleinnahme durch ein Verfahren, 
wie es vorstehend vorgeschlagen worden, nur in so fern zu 
fürchten seyn, als das Wegfallen der bisher bezahlten Sporteln 
und ein Nachlaß in den Schiffsabgaben die bisherige Einnahme 
vermindern könnten, und als eine verbesserte Eontrole größere 
Ausgaben, aber keine vermehrte Einnahme veranlassen würde.



51

Denn daß die Entschädigung der Privilegien keinen Ausfall 
bewirken werde, ist schon früher gezeigt worden. Wenn man 
aber annimmt, daß künftig alle Gegenstände der Konsumtion, 
welche vom Auslande bezogen werden, in dem Maaße zur Ver­
zollung kommen würden, als diese durch zweckmäßige Einrich­
tungen gesichert seyn würde, so kann es auch nicht bezweifelt 
werden, daß ein Zoll von diesen, bisher nicht verzollten Gegen­
ständen, wenn er auch noch beträchtlich unter der Schmuggel­
prämie bliebe, eine bedeutende, zur Deckung jenes Ausfalls 
ausreichende Summe abwerfen werde. Die Nachweisungen und 
Berechnungen, welche der geehrte Abgeordnete von Husum wäh­
rend der Zollverhandlungen in der Schleswigschen Ständever­
sammlung vorgetragen hat, scheinen diese Annahme vollkommen 
zu bestätigen; vielleicht aber läßt sich noch auf andere Weise die 
Unrichtigkeit der von der Regierung gemachten Berechnung, 
nach welcher die Summe des Werthes der jährlich in die Herzog- 
thümer eingeschwärzten Waaren circa 2,000,000 Rbt. betragen 
soll, erkennen. Wenn man nämlich die Zahl derer, welche in 
Schleswig-Holstein Schleichhandel treiben, und'die Zahl derer, 
welche als ihre Hehler, Helfer und Helfershelfer ihren Unter­
halt, oder gar die Mittel zu einem schwelgerischen Leben er­
werben, sich zu vergegenwärtigen sucht, wenn man versucht, die 
Summen zu schätzen, welche jene, die den Handel treiben, durch 
ihn gewinnen, und welche diese, die ihnen hülfreiche Hand leisten, 
von ihnen beziehen, dann wird man vielleicht überzeugt werden, 
daß diese Summen den in unserem jetzigen Zolltarif für den 
Waarenwerth von 2,000,000 Rbt. normirten Zoll weit über­
steigen, daß mithin auch der Werth der bisher jährlich ein­
geschwärzten Waaren sich viel höher belaufen müsse.

Wenn aber auch die gehegte Besorgniß gegründet seyn 
könnte, so würde doch dagegen die Beruhigung eintreten, daß 
der Ausfall der ersten Jahre durch eine spätere Mehreinnahme 
reichlich gedeckt, jedenfalls aber ein moralischer Vortheil gewonnen

4 *
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werden würde, der um keiner finanziellen Gründe willen ver­
nachlässigt werden darf, auch wenn der Zustand unserer Finanzen 
noch bedenklicher wäre, als er sich darstellt. Zur Verbesserung 
dieser giebt es ein sicheres M itte l, dessen Anwendung freilich 
einer schmerzlichen Operation zu vergleichen seyn mag. Aber, 
wer den Zweck w ill, der muß auch die rechten Mittel wollen, 
und eben so gewiß, als die Beschränkung der Ausgaben auf ihr 
richtiges Verhältniß zur Einnahme das sicherste Mittel zur Ver­
meidung oder Beseitigung finanzieller Verlegenheiten für den 
Privatmann ist, eben so gewiß findet dies Mittel auch seine 
Anwendung auf den Staat. Nie aber wird die Regierung die 
Moralität des Volkes geringer achten dürfen, als finanzielle 
Erfolge, die, wenn sie durch Sünde erkauft würden, mit Ver­
derben lohnen würden.

Daß aber eine Gleichstellung der Herzogthümer in ihren 
Handelsverhältnissen mit Dänemark nicht durch die Herabsetzung 
des Zolltarifs gefährdet werden könne, scheint um so weniger 
zweifelhaft, da wir ans den Verhandlungen in Roeskild erfahren 
haben, daß die Dänen nicht geneigt sind, ihre Zollsätze den uns 
zugedachten zu accomodiren, daß sie vielmehr noch höhere Zoll­
sätze ihrem Interesse angemessen finden. So werden denn 
Differenzzölle thun müssen, was sie vermögen, und sie werden 
ihr Werk gewiß besser verrichten, als Zollsätze, die nur auf dem 
Papier stehen, aber nicht exigibel zu machen seyn würden.

Vielleicht könnte aber, gestützt auf die von dem Königlichen 
Commissarius in der Schleswigschen Ständeversammlung aus­
geführte Voraussetzung, daß nämlich „die verhältnißmäßige 
„Theilnahme der Herzogthümer es erheische, daß sie, wie bisher, 
„so auch künftig, eine entsprechende Totalsumme zu den Staats- 
„fi'nanzen liefere," und daß „die Zollrevenüen das Supplement 
„bilden, durch welches die Real- und Personalsteuern der Herzog­
tü m e r  bis zu demjenigen Gesammtbetrage, welcher auf selbige 
„falle, ergänzt werden," die Einrede aufgestellt werden, daß
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wenn ein Ausfall in den Finanzen durch einen zu geringen 
Ertrag des Zolls der Herzogtümer entstehen sollte, dieser Aus­
fall entweder durch eine Erhöhung anderer in Schleswig-Holstein 
bestehender, oder durch Einführung neuer Steuern würde ge­
deckt werden müssen. Einer solchen Einrede würden wir aber 
mit der Behauptung begegnen, daß die Herzogtümer bisher 
gewiß nicht zu wenig zu den öffentlichen Lasten beigetragen 
haben, daß sie aber nicht gleichmäßig an den von der Regierung 
wieder in Circulation gesetzten öffentlichen Geldern participiren, 
und namentlich für die in Kopenhagen etablirten allgemeinen 
Staatsanstalten viele Hunderttausende beitragen, von denen kein 
Bankschilling in den Herzogtümern verzehrt wird, daß sie dem­
nach in dem Falle, wenn ihnen nur die Wahl bleiben sollte, 
ein Zollwesen, welches den moralischen und materiellen Wohl­
stand des Landes bereits in hohem Grade beeinträchtigt hat und 
ihn ganz zu vernichten droht, zu behalten, oder als Ersatz für 
den möglichen Ausfall, welcher durch eine zweckmäßige Reform 
desselben die Finanzen treffen könnte, erhöhete oder neue Steuern 
zu übernehmen, sie lieber den ohnehin nicht unbilligen Wunsch 
nach einer von Dänemark getrennten Finanzverwaltung aus­
sprechen würden.

Wie sehr aber die Herzogtümer dadurch prägravirt sind, 
daß ein so großer Theil der von ihnen aufgebrachten Steuern 
nicht wieder zu ihnen zurückfließt, das wird die nachstehende 
Berechnung ergeben, die dem im vorigen Jahre bekannt ge­
machten Budget, in Verbindung mit der Bankrechenschaft, ent­
nommen ist.

Die Besteuerung beträgt: in Dänemark in den Herzogtümern 

circa 7,200,000 Rbt. c. 4,800,000RM. 
der Sund- und Canalzoll ver-
hältnißmäßig vertheilt, .circa 1,200,000 „ c. 800,000 „ 
die Staatseinnahme beträgt
also............................ circa 8,400,000Rbt. -f c. 5,600,000Rbt.
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Die Zahlungen, welche jedem Theile davon ver­
hältnismäßig wieder zufließen, betragen für die 
Herzogtümer:

für die Civiladministration (die innere Ver­
waltung, ohne die Militairverwaltung) circa
25 pCt 1,400,000 m t.

für den Landmilitairetat circa
17 pC t.     952,000 „

-------------------------  2,352,000 Rbt.
Die Zahlungen, welche nicht in die Herzog- 
thümer zurückfließen, betragen:

für die Staatsschuld (Zinsen, Capitalbetrag, 
namentlich auch Einlösung der Zettel) circa
40 pCt................... 2,240,000 Rbt.
für die Civilliste c. 10 pCt.. 560,000 „
für den Seeetat c. 8 pC t... 448,000 „

-------------------------  3,248,000 „

5,600,000 Rbt.

Wenn man nun auch die sämmtlichen, nur zum geringen 
Theile von dem Inlande aufgebrachten 800,000 Rbt., um 
welche die Steuern der Herzogthümer durch die Sund- und 
Canalzollerhebung vermindert werden, an den letztgedachten
3,248,000 Rbt. compensirt, so beträgt doch die aus den Herzog- 
thümern jährlich nach Dänemark, theils zum Verbleiben daselbst, 
theils aber zur Zahlung der Zinsen der Staatsschuld und zur
Zettelvernichtung fließende Steuersumme 2,448,000 Rbt.,
welche aus dem (Überschuß der Ausfuhr abgehalten werden 
müssen, wenn nicht das Land von seinen Capitalfonds zehren 
soll. Von den Zinsen der Staatsschuld kommt aber in den 
Herzogthümern gewiß, im Vergleich mit Dänemark, nur wenig 
in Umlauf, da sie nur einen geringen Theil der Staatsobliga­
tionen besitzen.



Wenn man überdies aber erwägt, daß Dänemark sich des 
Voritheils erfreue, allein im Besitze der Residenz zu seyn, welche 
als 'Vereinigungspunct für alle diejenigen, welche dem Throne 
nahe' stehen, durch ihre Opulenz einen großen Theil der Steuer­
last für das übrige Land'beseitigt, zugleich aber auch durch ihre 
groß.e Konsumtion demselben einen vortheilhaften Absatz seiner 
Producte sichert, von dem den Herzogthümern wenig oder nichts 
zu Gute kommt, so wird das Mißverhältniß, in welchem sich 
diese in Betreff ihrer Steuerverhältnisse zu Dänemark befinden, 
noch einleuchtender, und ihr Wunsch nach einer, auf gerechten 
Grundlagen vertragenen finanziellen Trennung um so mehr als 
gerechtfertigt erscheinen.

2.
Der zweite Zweck, den die Gesetzgebung durch Zolleinrich­

tungen zu erreichen beabsichtigt, ist der:
die Urproduction, die Industrie und den Handel, mit­
hin die Production überhaupt, zu schützen.

Alle drei sind nothwendige Elemente und kräftige Hebel des 
Wohlstandes eines jeden Staates.

Die Urpr oduc t i on  wird aber nicht immer eines un­
mittelbaren Schutzes bedürfen, indem die Gegenstände derselben 
in dem Lande ihrer Heimath häufig wohlfeiler werden gewonnen, 
als aus der Fremde eingeführt werden können. Es giebt jedoch 
allerdings Staaten, in denen ein solcher Schutz für einige Gegen­
stände der Urproduction, namentlich für die Producte der Land­
wirthschaft, für nothwendig gehalten wird, wie das z. B . in 
England und gegenwärtig auch in Holland der Fall ist. Ein 
solcher Schutz scheint aber nur in den Ländern mit Erfolg an­
gewandt werden zu können, in denen jene Producte nicht in 
hinreichender Menge erzeugt werden, um für das Bedürfniß der 
Konsumenten auszureichen. I n  diesen Fällen wird allerdings 
d/r Preis, z. B. von Getreide, um so viel gehoben werden,
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als der Zoll für die ausländische Zufuhr beträgt, und so viel 
wird mithin der inländische Producent gewinnen. Wenn mart 
aber in einem Lande, welches das Urproduct in einer das Be­
dürfniß seiner Bewohner übersteigenden Menge hervorbringt, 
sich dieselben Wirkungen von einem auf seine Einfuhr zu legen­
den Zoll versprechen wollte, würde man getäuscht werden. Aus­
nahmsweise vielleicht wird der Preis des im Inlande erzeugten 
Getreides unter besonderen Verhältnissen durch einen auf fremde 
Zufuhr gelegten Zoll erhöht werden können, in der Regel aber 
wird derselbe wirkungslos bleiben, indem nur in den Ländern, 
welche einer bedeutenden Einfuhr für ihre Konsumtion bedürfen, 
die Preise so festgestellt werden, daß sich auch die Preise in 
den Ländern ihrer Erzeugung nothwendig nach ihnen richten 
müssen.

Der Boden Schleswig-Holsteins birgt in seinem Schooße 
keine bis jetzt bekannten Schätze, welche als' Gegenstände der 
Urproduction in Betracht kommen. Die Saline in Oldesloe 
und der Kalkberg in Segeberg gewähren bisher nur eine 
geringe Ausbeute, gleichwohl ist ihnen fortwährend ein Zollschutz 
geblieben. W ir besitzen keine Kohlenlager, aber Waldungen und 
Mööre in bedeutendem Umfange. Die Concurrenz des Aus­
landes ist jedoch für den inländischen Verbrauch ihrer Erzeug­
nisse nicht von der Art, daß die Gesetzgebung zu ihrem besonderen 
Schutze, der dennoch in Hinsicht des Holzes stattfindet, Veran­
lassung hätte. Das Meer, welches unsere Küsten umspült und 
die Flüsse, Bäche und Seen, welche das Land durchschneiden, 
tragen nur wenig dazu bei, uns das Ausland tributair zu machen, 
wie ergiebig auch ihre Ausbeute für die inländische Konsumtion 
seyn mag. Diese wird aber ohne Koncurrenz des Auslandes 
befriedigt und deshalb kann ein Schutz, den der Zoll dem Ge­
werbe der Fischerei gewähren mögte, nur wenig in Betracht 
kommen.
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Aber die sorgfältig cultivirte Oberfläche des Schleswig- 
Holsteinischen Bodens, deren Ertrag durch eine immer rationeller 
werdende Landwirthschaft von Jahr zu Jahr vermehrt wird, ist 
die vornehmste Stütze unseres Nationalwohlstandes. Ackerbau 
und Viehzucht ersetzen uns bisher den Mangel der Industrie, 
die sich in anderen Ländern durch Fabrikanlagen kund giebt. 
Abhängig aber sind diese Erfolge von dem Grade, in welchem 
das Ausland unsere Producte begehrt, und von den Preisen, 
die es dafür bezahlt. Diese Preise sind aber schon in früheren 
Jahren hinter denen zurück geblieben, auf welche die Produ­
centen rechnen mußten, um die Bodenrente zu gewinnen, welche 
sie nach den vorhandenen Verhältnissen nothwendig aufbringen 
müssen, ja, mancher unserer Landwirthe hat wohl schon Jahre 
erlebt, in denen sein Kornbau kaum die auf ihn verwandten 
Kosten gedeckt hat. Die Frage aber, ob unserer landwirthschaft- 
lichen Production durch Einfuhrzölle, aus die Gegenstände der­
selben gelegt, bessere Preise in den Jahren gesichert werden 
können, in welchen das Bedürfniß des Auslandes keine genü­
genden Preise darbietet, diese Frage mögte nach dem, was vor­
stehend bereits bemerkt ist, zu verneinen seyn. Es kann jedoch 
dieser Fall, wie schon gesagt, ausnahmsweise eintreten, da auch 
die richtigste Theorie sich nicht immer in der Praxis bewährt, 
und eben die Wahrnehmung solcher Fälle scheint bei uns die 
Veranlassung gegeben zu haben, einen Einfuhrzoll auf fremdes 
Getreide für nothwendig zu halten und beide Ständeversamm- 
lungen der Herzkgthümer zu dessen Beantragung zu bestimmen. 
Möglich ist es allerdings auch, daß künftig unser landwirth- 
schaftlicher Betrieb zu dem Anbau neuer oder bisher wenig 
cultivirter Gewächse veranlaßt wird, dem ein durch Einfuhr­
zölle gewährter Schutz zu Hülfe kommen könnte. Vielleicht kann 
auch der Einfuhrzoll auf Vieh es verhindern, daß nicht etwa 
Mecklenburg in der Versorgung unserer Fettweiden mit magerem 
Viehe mit unseren Viehzüchtern concurriren könne. Jedenfalls
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ist es aber wohl nicht zu bezweifeln, daß der Zoll unsere land- 
wirthschastliche Production mehr indi recte,  als di recte wird 
befördern können. Jenes kann nämlich geschehen, indem er der 
I n d u s t r i e  Schutz gewährt und dadurch bewirkt, daß eine 
größere Anzahl fleißiger Arbeiter, welche durch sie Erwerb und 
Beschäftigung finden, mit ihren Familien die Zahl der Con- 
sumenten, und folglich den inländischen Verbrauch der land- 
wirthschaftlichen Erzeugnisse vermehren würde. Dadurch würde 
dann die Abhängigkeit des vortheilhaften Absatzes derselben von 
den ungleichen Bedürfnissen des Auslandes vermindert, zugleich 
aber der Nationalwohlstand gehoben werden.

D ie  I n d u s t r i e  wird in Schleswig-Holstein freilich nie 
in dem Grade durch den Zoll geschützt werden können, als es 
ihr in ihrem eigenen Interesse zu gönnen und im allgemeinen 
Interesse zu wünschen seyn mögte. Denn jedenfalls wird der 
Schutz, der ihr hier durch exigible Zollsätze zu Theil werden 
kann, weit hinter dem zurückbleiben, der ihr in anderen Ländern 
gewährt wird. Da ihr aber nie ein höherer Schutz werden 
kann, als derjenige, welcher in exigiblen Zollsätzen enthalten ist, 
indem, sobald der Zoll in der Regel umgangen wird, nicht der 
auf dem Papier stehende Tarifsatz, sondern nur der Betrag der 
Schmuggelprämie ihr zu Gute kommt, so wird sie sich mit 
dem Erreichbaren begnügen und auch die auf ihren Flor gerich­
teten patriotischen Wünsche werden an dieser Gränze stehen 
bleiben müssen. Um so weniger werden aber Diejenigen zu be­
sorgen haben, welche fürchten, daß durch eine Begünstigung der 
Fabrikanlagen der Handel und Ackerbau unseres Landes gefähr­
det werden könne. Der Handelsstand, namentlich der Theil 
desselben, dessen Geschäft es ist, die Consumenten mit solchen 
Gegenständen ihres Verbrauchs zu versorgen, deren Verfertigung 
der Industrie anheimfällt, ist freilich wohl in der Regel dabei 
interessirt, daß der inländischen Industrie kein Schutz gewährt 
werde, indem er nicht allein wünscht, auf dem wohlfeilsten
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Markte zu kaufen, sondern auch möglichst viel zu verkaufen. 
Durch die inländische Industrie wird aber sein Absatz insofern 
vermindert, als die Producte häufig aus der Hand der Pro­
ducenten in die der Consumenten unmittelbar übergehen; dann 
wird aber auch sein Gewinn dadurch geschmälert, daß er für die 
Producte fremder Industrie, bei der Eoncurrenz mit denen des 
Inlandes, nicht die Preise behaupten kann, die er ohne diese 
Concurrenz erhalten würde. Der Ackerbau würde aber durch 
die der Industrie gewährten Schutzzölle nur insofern benachtei­
ligt werden können, als durch eine Verteuerung der Gegen­
stände des allgemeinen Verbrauchs der Tagelohn und die Wirth­
schaftskosten erhöht, als Folge davon aber sein reiner Ertrag 
vermindert werden könnte, indem er es nicht in seiner Gewalt 
haben würde, sich die erhöheten Kosten von den Käufern seiner 
Producte ersetzen zu lasten. Dieser Nachtheil würde jedoch leicht 
durch die vermehrte inländische Consumtion derselben über­
wogen werden. Weiß doch jeder, auch der kleinste Landwirth 
und jede Hausfrau vom Lande, welche die Wochenmärkte der 
Stadt besucht, eben so gut den Vortheil zu schätzen, der für 
ihren Absatz aus dem Wohlstände der Städter entspringt, als 
die Städter es wissen, wie wichtig ihnen der Wohlstand des 
Landmannes ist.

Da nun aber der Industrie unseres Landes ein so bedeu­
tender Schutz durch hohe, eigends zu diesem Zwecke ermittelte 
Tarifsätze, wie manche Länder, in denen Fabriken blühen, sie 
eingeführt haben, nie wird gewährt werden können, weil hohe 
Zölle überhaupt nie bei uns exigibel zu machen seyn werden, 
so wird auch die Erörterung der Nothwendigkeit oder Nützlich­
keit hoher Schutzzölle und die Erwägung der Grade derselben 
hier ganz überflüssig seyn. Die Frage aber darf nicht unbe­
antwortet bleiben:

ob unsere Industrie desjenigen Schutzes entbehren könne, der 
ihr durch exigible Zollsätze wird gewährt werden können?
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Schon nach der Erfahrung aller Lander, in denen die Industrie, 
von kleinen Anfängen ausgehend, bedeutende Fortschritte gemacht 
hat, muß diese Frage verneinend beantwortet werden. Was 
aber dort sich allgemein bewährt hat, das wird auch hier um 
so mehr als Regel angenommen werden müssen, da keine Gründe 
werden nachgewiesen werden können, weshalb es sich hier anders 
verhalten sollte. Denn in der eigenthümlichen Lage unseres 
Landes, welche keinen hohen Zoll gestattet, wird doch kein Grund 
gefunden werden, der Industrie auch den Schutz zu verweigern, 
den wir ihr zu gewähren im Stande sind. Nur ein isolirter, 
in sich selber abgeschlossener Staat, wenn es einen solchen gäbe, 
würde eine Ausnahme von dem, was für alle Staaten die 
Regel ist, machen können. Einen solchen kennen wir aber nicht, 
denn das Beispiel Mecklenburgs, welches keine Schutzzölle, wie 
überhaupt keinen eigentlichen Zoll hat, wird nicht das Gegen­
theil beweisen können, da dort die Industrie bisher nur auf 
niedriger Stufe steht und keine wohlthätigen Folgen des dort 
befolgten Systems zur öffentlichen Kunde gekommen sind.

Die Gründe aber, welche man gegen die von den Fabri­
kanten der Herzogtümer in Anspruch genommenen Schutzzölle 
geltend zu machen gesucht hat, sind theils mehr gegen die Höhe 
und die Dauer , '  als gegen den Nutzen oder die Nothwendig­
keit derselben gerichtet, theils aber in dem Sinne einer  a l l ­
gemeinen Hande l s f r e i h e i t ,  welche jeden Z o l l  ve r ­
werf l ich f i nde t ,  vorgetragen worden.

Wie richtig aber auch die Theorie einer allgemeinen Han­
delsfreiheit an und für sich seyn mag, und wie sehr wir selbst 
wünschen mögten, daß sie in das Leben übergehen könnte, so 
wird doch gewiß dieses Ziel eines hochherzigen Strebens noch 
lange nicht erreicht werden und noch manche Geschlechter werden 
vergehen, bevor dieser schöne Traum eines Menschenfreundes in 
Erfüllung gehen wird. Sollte es aber nöthig seyn, den Beweis
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zu führen, daß es Thorheit seyn würde, wenn Schleswig-Hol- 
sstein die Bahn zu jenem Ziele brechen wollte?

Wenn aber dennoch Zweifel gehegt werden, ob wir nicht 
Lies Wagestück bestehen sollten, so dürfte, abgesehen von den 
»allgemeinen Gründen, welche dem widersprechen, schon allein die 
Erwägung unseres Verhältnisses zu Dänemark den Zweifelnden 
die Augen öfnen können.

Es ist schon früher angeführt worden, was allen bekannt 
iist, die dem Gange der Ständeversammlungen in Dänemark 
gefolgt sind, daß man dort, aus guten Gründen, keine niedrigen 
Zollsätze, viel weniger die Abschaffung des Zolles will. Wenn 
■nun diese für die Herzogthümer eintreten sollte, so würde die 
nothwendige Folge davon seyn, daß Schleswig-Holstein in sei­
nen Handelsverhältnissen zu Dänemark als ein fremdes Land 
betrachtet und diesem gleich behandelt zu werden sich gefallen 
lassen müßte. Es würde für den Zweck dieser Erörterung zu 
weit von dem Gange abführen, den der Verf. sich vorgezeichnet 
hat, wenn er die politische Seite eines solchen Ereignisses be- 
rübren wollte, wie interessant es auch seyn würde, auch auf sie 
den Blick zu richten. Daß aber ein unersetzlicher materieller 
rrnd moralischer Nachtheil für die Herzogthümer aus einer sol­
chen Absonderung hervorgehen würde, wenn die übrigen Ver­
hältnisse sich gleich blieben, das kann man nicht bezweifeln, wenn 
men das jetzige Verhältniß und die Veränderungen, welche die 
Aufhebung des Zolles zur Folge haben müßte, unbefangen be­
trachtet. Schon bei dem ersten Blick auf diese Verhältnisse, 
wic sie sich bisher in Beziehung auf die Industrie der Herzog­
thümer gestaltet haben, stellen sich dieselben, ihrem gegen­
wärtigen Bestande nach, keineswegs als günstig dar. Wäh­
reno die Einfuhr aller' Erzeugnisse Dänemarks in die Herzog­
tümer von allen Abgaben befreit ist, werden unsere Fabrikate 
dort nur ausnahmsweise unter günstigeren Bedingungen zuge­
lassen, als die aus der Fremde kommenden, ja, die Einfuhr
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sichtlich des in den Herzogthümern rafsinirten Zuckers der Fcyll, 
ungeachtet der Einfuhrzoll des Rohzuckers, wenn er aus Euro­
päischen Ländern eingeführt wird, beträchtlich hoher in den 
Herzogthümern ist, als in Dänemark. Dennoch bestehen die 
interessanten Tuchfabriken in Neumünster, namentlich die Retu­
sche, wohl vornehmlich nur durch ihren Absatz nach Dänemark, 
(der in den Jahren 1833 bis 1834 jährlich den Werth von
92,000 Rbt. betrug, worunter für circa 50,000 Rbt. Tuch sich 
befand) indem ihnen die Begünstigung ertheilt ist, daß sie bei 
der Einfuhr nur einen Zoll von 8 pCt. erlegen, während der 
Zoll für die aus dem Auslande eingeführten gleichen Fabrikate 
42f pCt. beträgt, so daß sie, mit Rücksicht auf andere Ver­
hältnisse, doch jedenfalls um 30 pCt. in den Zollabgaben be­
günstigt sind.

Mehreren Fabriken anderer Art sind geringere Begünsti­
gungen, bis zur Hälfte des Einfuhrzolls, der für die aus der 
Fremde kommenden Fabrikate erlegt wird, zugestanden, und nur 
die Hollersche Eisengießerei in Rendsburg, und bedingungsweise 
die Cichorienfabriken, erfreuen sich der zollfreien Einfuhr ihrer 
Fabrikate, auf die wohl alle Fabriken der Herzogthümer, nach 
den Grundsätzen einer gerechten Reciprocität, begründete An­
sprüche hätten.

So ist jetzt das Verhältniß, in welchem unser Verkehr mit 
den Gegenständen der Industrie zu Dänemark steht. Dennoch 
hat der Werth der Gefammteinfuhr der aus den Herzogthümern 
dort eingeführten Fabrikate in den Jahren 1833 bis 1834 
jährlich die Summe von 312,000 Rbt. betragen, ungerechnet den 
Werth derjenigen Fabrikate, welche aus landwirthfchaftlichen 
Producten erzielt sind, (Hanf-, Lein- und Rübö'l [für 62,000 
Rbt.], Butter und Käse [für 47,000 Rbt.], Mehl, Grütze und 
Graupen). Der Werth dieser Einfuhr beträgt, jedoch mit I n ­
begriff von Weitzen und Roggen, dessen Werth in der dem
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Verf. vorliegenden Berechnung nicht besonders angegeben ist,
299,000 Rbt. Dagegen ist die Einfuhr Dänischer Fabrikate 
in die Herzogthümer bisher nur sehr unbedeutend gewesen.

Wenn nun in den Herzogthümern der Zoll aufgehoben 
würde, so würde die nothwendige Folge seyn, daß alle Begün­
stigungen, welche ihnen bisher noch, im Vergleich mit dem 
Auslande, bei ihrer Einfuhr von Gegenständen der Industrie 
in Dänemark zu Gute kommen, wegfallen würden. Denn wie 
sehr auch die Billigkeit jetzt für einen freien, unter gleichen 
Bedingungen für beide Länder einzuräumenden Verkehr zu 
sprechen scheint, so wird doch ein jeder, welcher die Folgen be­
rechnen kann, die eine Gleichstellung bei so ungleichen Verhält­
nissen, wie sie zwischen einem zollfreien und einem zollpflichtigen 
Lande Statt finden müßten, hervorbringen würde, die Unmög­
lichkeit dieser zugeben. Denn in diesem Falle würden beide 
Herzogthümer Dänemark mit den Erzeugnissen ihres eigenen 
und fremden Kunstfleißes, wie mit anderen Gegenständen der 
Consumtion überfüllen, und sowohl der Handel als die Indu­
strie Dänemarks würde diesen Angriffen erliegen müssen. Wenn 
aber die zollfreie Einfuhr in die Herzogthümer allen Ländern 
geöffnet, die Einfuhr aus den Herzogthümern nach Dänemark 
aber einem Zoll — zumal einem hohen — unterworfen würde, 
so würde die Handelsbilanz, welche jetzt schon zu Gunsten Dä­
nemarks sich neigt, sich durchaus zum Nachtheil der Herzog­
thümer stellen, da der bisherige Absatz ihrer Industrie-Erzeugnisse 
dorthin nur noch auf dem Wege des Schleichhandels, als dem 
einzig übrig bleibenden Wege des activen Handels mit Däne­
mark, hergestellt werden könnte. Daß aber dieser Weg, wie 
gewinnreich er auch sich darstellen mögte, nie ein Gegenstand 
unserer Berechnungen und Wünsche werden dürfe, das wird ein 
jeder zugeben, dem die Moralität und die Ehre des Vaterlandes 
theuer ist.
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Aber auch abgesehen von dem Verhältnisse der Herzogthü- 
mer zu Dänemark würde die Industrie jener durch die Auf­
hebung des Zolls auf das Höchste gefährdet werden. Manche 
Fabrikanlagen würden ganz eingehen, an die Einrichtung neuer 
würde aber gar nicht zu denken seyn. Jetzt bestehen einige der­
selben nur durch die äußerste Anstrengung ihrer Besitzer, die sie 
in Hofnung auf günstigere Verhältnisse aufrecht zu erhalten 
suchen. Dies ist namentlich bei den Zuckersiedereien der Fall, 
die für Flensburg so wichtig sind, weil mit ihnen der West­
indische Handel würde aufgegeben werden müssen. Sie, die bei 
einem Zollschutze, wie ihn jetzt nur die Schmuggelprämie ge­
währt, nur kümmerlich ihr Dasein fristen, würden bei der gänz­
lichen Aufhebung des Zollschutzes nicht länger die Concurrenz 
mit den Fabriken der Länder bestehen können, welche die Aus­
fuhr ihres Fabrikats durch Ausfuhrprämien befördern. Ein 
gleicher Nothstand würde aber auch für andere Fabriken ein­
treten, die jetzt mit denen des Auslandes, welche durch hohe 
Schutzzölle begünstigt sind, sich in die Versorgung der Eonsu- 
menten der Herzogthümer theilen. Jetzt können diese schon zu 
eben so niedrigen und vielleicht zu noch geringeren Preisen das 
Bedürfniß unserer Consumenten befriedigen, da es einleuchtend 
ist, daß der auswärtige Fabrikant, durch hohe Zölle gesichert, 
daß ihm der Absatz in seiner Heimath verbleibe, in ihr so viel 
gewinnen kann, als er zu seiner Existenz bedarf und deshalb 
mit ungleich geringerem Vortheil, nachdem er dort die Eonsum- 
tion befriedrigt hat, den Ueberschuß seiner Production uns zu­
führen kann. Fällt der Zoll weg, der jetzt seine Einfuhr trifft, 
so kann er zu noch billigerem Preise hier verkaufen und wie sollte 
neben ihm der inländische Fabrikant bestehen, der nur allein 
auf die inländische Eonsumtion angewiesen, seine ganze Sub­
sistenz im kleinen Lande gewinnen soll? Denn was für jenen 
bei seinem Absatz im fremden Lande reiner Gewinn ist, da sein 
Absatz in der Heimath schon seine Bedürfnisse deckt, das ist für
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unseren Fabrikanten nur noch Brutto-Gewinn, von dem er die 
Kosten abziehen muß, die sein und seiner Familie Unterhalt 
erfordert. Dagegen kann nicht in Betracht kommen, daß die 
Kosten des Transports das ausländische Fabrikat treffen, denn 
in den Fällen, wo nicht inländisches Material Gegenstand der 
Fabrikation ist, wird meistens das rohe Material, seines größe­
ren Volumens oder Gewichtes wegen, größere Transportkosten 
verursachen, als das Fabrikat selbst.

Wollen wir aber um den Preis einer gänzlichen Verrich­
tung auf inländische Fabrikanlagen uns den Vortheil einer 
wohlfeileren Konsumtion verschaffen? Das wird doch Niemand 
wollen, der die Folgen davon übersieht und der die großen Vor­
theile zu schätzen weiß, die unserem Vaterlande dadurch zu Theil 
werden müssen, wenn gewerbfleißige Hände, gehörig beschäftigt, 
mit ihren Familien die Zahl productiver Konsumenten vermeh­
ren und den Nationalwohlstand befördern würden. Unser Acker- 
bau bedarf nicht mehr, wie früher, dieser Hände, seit die mit 
jedem neuen Jahre vermehrte Bevölkerung einen Ueberschuß von 
Arbeitern liefert, die nicht mehr wie sonst einen sicheren Ver­
dienst durch landwirthschaftliche Beschäftigung finden. Neue 
Arten der Kultur unseres Bodens, welche diesen Ueberschuß in 
Anspruch nehmen könnten, werden nicht plötzlich, vielleicht nie­
mals , eingeführt werden. Unser Boden erweitert sich nicht, 
und die Kultur unserer Haiden wird Niemand anrathen, der, 
mit der Landwirthschaft und ihren Erfolgen vertraut, es weiß, 
wie nur unter Sorge und Mühe dem bereits fruchtbaren Boden 
Erndten abgewonnen werden können, die den Fleiß seiner Be­
bauer lohnen. Sotten denn diese Menschen, die, nützlich beschäf­
tigt, arbeitsame, glückliche Nachkommen erzeugen würden, unbe­
schäftigt, eine Plage ihrer Mitbürger, Gegenstände ihrer Versorgung 
werden? Sollen sie zur Armuth bestimmt und zur Trägheit 
und Jmmoralität erzogen, ein Krebs des Gemeinwohles werden, 
dessen Beförderer sie seyn könnten? Die durch wohlfeilere Kon-
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sumtion ersparten Schillinge werden nicht ausreichen, um sie 
durch Almosen zu ernähren, und so gewiß ein jeder Patriot 
willig Opfer bringen wird, um das allgemeine Wohl zu beför­
dern, so gewiß wird dagegen der Druck immer zehnfach gefühlt 
werden, den die Last einer gezwungenen Armenversorgung 
verursacht.

Fehlt es aber etwa in Schleswig-Holstein an den übrigen 
Grundbedingungen, von denen das Gedeihen der Fabrikanlagen 
abhängt?

Nächst arbeitsamen Händen ist Geld das erste Erforderniß. 
Daß dieses vorhanden, zeigt der beträchtlich erniedrigte Zinsfuß, 
der es leicht macht, die Capitalien des Auslandes zu benutzen, 
wenn die des Inlandes nicht ausreichen. Die Geschicklichkeit 
ist Folge der Uebung und wird leicht erworben werden, wenn 
sie das tägliche Brod sichert. Lebensmittel zum Unterhalte der 
Arbeiter und ihrer Familien liefern Ackerbau und Viehzucht der 
Herzogtümer in Ueberfluß. Diese bieten auch rohe Materialien 
der Industrie zur Veredlung dar, und ein gesicherter Absatz im 
Lande wird ihre Vermehrung herbeiführen. Unser Land ist von 
Meeren umgeben, auf denen die mangelnden Rohstoffe bequem 
eingeführt werden können, und auch ihr Landtransport wird 
immer leichter und wohlfeiler. Auf denselben Wegen, aus denen 
wir das Rohmaterial aus der Fremde beziehen können, ist auch 
die Ausfuhr der Fabrikate gesichert, wenn der Ueberschuß der 
inländischen Consumtion sie nöthig macht. Fehlt es etwa noch 
an denen, welche den Muth und die Kenntniße besitzen, die er­
forderlich sind, um sich an die Spitze der Unternehmungen zu 
stellen, so ist dieser Mangel in einer Zeit, wo Viele sich zu 
jedem Geschäfts drängen, das Aussicht zum Broderwerbe dar­
bietet, leicht durch Aufmunterung zu beseitigen. Ob aber ein 
Zoll, wie er bei uns wird exigibel gemacht werden können, diese 
Aufmunterung in hinreichendem Grade gewähren wird, das 
kann nicht Gegenstand dieser Erörterung seyn, die nur bezweckt,
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die Ansprüche unserer Industrie auf Zollschutz geltend zu machen 
und darzuthun, daß sie ohne ihn nicht die Concurrenz mit 
dem Auslande bestehen kann. W ill man aber vielleicht ein­
wenden, daß der Tagelohn bei uns zu hoch sey, als daß hier 
Fabriken gedeihen könnten, so würde dieser Einwand nicht tref­
fen, wenn wirklich, wie wir vorausgesetzt haben, die jährlich 
zunehmende Bevölkerung einen lieberschuß von Arbeitern liefert, 
die auf den bisherigen Wegen nicht ihren Unterhalt finden kön­
nen. Die Concurrenz dieser wird eben so wähl die Verminde­
rung der Preise der Arbeit (des Tagelohns) bewirken, als jede 
Concurrenz die Preise ihres Gegenstandes niedriger stellt. Auch 
ist der Tagelohn schon jetzt nicht mehr auf der früheren Höhe. 
Ueberdies ist die Mechanik der Industrie in so bedeutendem 
Grade zu Hülfe gekommen, daß auch durch sie den Fabrikanten 
viel Arbeitslohn erspart wird. Wenn aber unsere Landwirth­
schaft bei dem landüblichen Tagelohn, ungeachtet niedriger Preise 
ihrer Producte, hat bestehen können, weshalb sollten denn nicht 
auch Fabriken es können, da diese auch die Familienglieder der 
Arbeiter in der Regel beschäftigen, welche, ohne sie, meistens 
unproductive Verzehrer bleiben, deren Verdienst aber dem Fa­
milienvater es möglich machen würde, seinen Tagelohn niedriger 
zu stellen und dennoch eben so gut zu leben, als bei dem jetzigen?

Welche Fabrikanlagen aber bei dem Tagelohn, wie er 
sich nach der vermehrten Nachfrage nach Arbeitern stellen würde, 
sich werden erhalten können, das muß eben so wohl der Be­
urtheilung ihrer Unternehmer überlassen bleiben, als es ihrem 
Urtheile anheimgestellt bleiben wird, inwiefern die Zollsätze, 
welche bei einer zweckmäßigen Organisation der Zollcontrole 
cxigibel zu machen seyn werden, zu ihrem Schutze ausreichen. 
Diejenigen Fabriken, welche sich bisher behauptet haben, werden 
<s um so leichter auch ferner können, nachdem das Zollwesen 
lie Reform erfahren haben wird, deren Einführung nur 
>on dem ernstlichen Willen der Regierung abhängt. Früher

5 *
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wird an neue Fabrikanlagen schwerlich zu denken seyn; wenn 
aber durch eine, den gerechten Erwartungen des Landes ent­
sprechende Reform das Zollwesen gehörig geregelt und mit E r­
folg ein Uebergang zu höheren Tarifsätzen, als diejenigen es 
seyn werden, mit denen begonnen werden kann, gemacht seyn 
wird, dann werden gewiß solche Unternehmungen in das Leben 
treten, von denen die Verhältnisse der Herzogthümer nicht ab­
schrecken. Daß aber eine umsichtige Berechnung unsere Capi­
ta lien von naturwidrigen Fabrikanlagen abhalten werde, welche 
diejenigen im Auge zu haben scheinen, die al l e,  oder wenig­
stens al le neuen Fabrikanlagen für die Verhältnisse der Her­
zogthümer nicht geeignet finden, indem sie solche als Treibhaus­
pflanzen bezeichnen und gegen jeden ihnen zu bewilligenden 
Zollschutz sich ereifern, daß läßt sich von der Besonnenheit der 
Schleswig - Holsteiner im Allgemeinen erwarten. Man kann 
jedoch versucht werden, jenem Gemeinplätze mit der Bemerkung 
zu begegnen̂  daß schon manche Treibhauspflanze durch die Pflege 
des kundigen Gärtners auch in kälteren Zonen acclimatisi'rt 
worden ist, wovon der Seidenbau Zeugniß giebt, der im eigent­
lichen Sinne des Wortes eine Treibhauspflanze zu nennen und 
dennoch in Frankreich und in das südliche Deutschland mit 
gutem Erfolge eingeführt ist. Bevor aber bei uns Unterneh­
mungen an die Reihe kommen werden, die man mit Recht den 
Treibhauspflanzen vergleichen könnte, wird unsere Industrie aus 
dem weitem Felde, dessen Bearbeitung die vorhandenen niete- 
riellen und intellectuellen Kräfte in Anspruch nimmt, eine vor­
sichtige Auswahl treffend, sich zunächst den Anlagen zuwenden, 
welche einen mehr gesicherten, wenn auch geringeren Gewinn 
versprechen.

Nicht aber Fabrikanlagen allein sind und sollen Gegen­
stände des Schutzes seyn, den die Industrie unseres Landes, so 
weit er gewährt werden kann, in Anspruch nimmt. Wie wü-de 
es um den Wohlstand der Herzogthümer stehen, wenn die gr»ße
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Zahl der Handwerker, die in den Städten und auf dem platten 
Lande nützliche und nährende Beschäftigung findet, deshalb zur 
Unthätigkeit und Nahrungslosigkeit verurtheilt werden sollte, 
weil die Gegenstände ihres Erwerb- oder Kunststeißes wohlfeiler 
aus fremden Ländern von uns bezogen werden könnten? Würde 
eine wohlfeilere Consumtion den großen moralischen und mate­
riellen Nachtheil aufwiegen können, der dadurch unausbleiblich 
unserem Lande zugefügt werden müßte? Wem wäre es aber 
unbekannt geblieben, wie fühlbar schon jetzt der nachtheilige Ein­
fluß geworden ist, den die Eoncurrenz des durch hohen Zottfchutz 
begünstigten Auslandes auf den Wohlstand, ja sogar auf die 
Subsistenz dieser so nützlichen Classe productiver Staatsbürger 
ausübt? Wie viele Gegenstände, deren Verfertigung ihnen 
entzogen wird, ungeachtet sie schon wegen der Wichtigkeit, die 
sie als productive Konsumenten, namentlich für unsere Land­
wirthschaft haben, auf jeden billigen Schutz die gerechtesten An­
sprüche machen können, liefert uns nicht schon jetzt das Ausland, 
häufig sogar zu solchen Preisen, bei denen auch sie bestehen und 
für welche sie dieselben in gleicher und oft sogar in besserer 
Qualität liefern könnten? Schon jetzt leiden alle unsere Hand­
werker, mit Ausnahme derer, welche das Bauwesen beschäftigt, 
an einer nicht für sie allein, sondern auch für das Gemeinwohl 
nachtheiligen Eoncurrenz. Wie aber würde es erst dann wer­
den, wenn auch der Schutz ihnen entzogen würde, den sie bis­
her der Schmuggelprämie verdanken? wenn eine völlig freie 
Einfuhr dem begünstigten Auslande alle unsere Märkte öfnen 
und es ihm gestatten würde, unseren Wohlstand durch die Ein­
fuhr wohlfeiler, zum großen Theile, aber werthloser Waaren 
auszubeuten.? Schon jetzt bekleiden sich viele unserer wohlhaben­
deren Mitbürger von dem Scheitel bis zur Fußsohle nur mit 
Kleidungsstücken, die im nahen Hamburg verfertigt sind; schon 
jetzt werden sogar Häuser aufgeführt, zu denen kein Schlosser 

. des Inlandes auch nur ein einziges Schloß, kein Nagelschmidt
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Gerathen aller Art gefüllt, welche im Auslande verfertigt sind. 
Was würde erst dann geschehen, wenn auch das schwache H in ­
derniß beseitigt wäre, durch welches jetzt noch Viele abgehalten 
werden, die beides, den Zoll und auch das Schmuggeln scheuen, 
sich aus dem durch die neue Chaussee ihnen näher gerückten 
und häufiger besuchten Hamburg, oder von Altona, welches 
unserer Industrie fast noch nachtheiliger, als Hamburg, gegen­
übersteht, mit allem zu versorgen, was ihnen dort vielleicht in 
lockenderer Gestalt dargeboten wird? Manche werden zwar die 
Einrede zur Hand haben, daß die bessere Beschaffenheit der dort 
erhandelten Gegenstände ihnen den Vorzug verschaffe und daß, 
so lange unsere Handwerker es den Ausländern nicht in der 
Güte der Gegenstände ihrer Industrie gleichthun, sie keine Ur­
sache zu Beschwerden haben und die eigene Schuld tragen müssen. 
Abgesehen aber davon, ob wirklich sie die Schuld trifft, wird 
doch zu ihren Gunsten die Bemerkung hier Platz finden dürfen, 
daß die Concurrenz des Auslandes, mit der sie jetzt den unglei­
chen Kampf zu bestehen haben, häufig ihren Muth und ihre 
Kräfte lähmt, die sonst für die Vervollkommnung ihrer Gewerbe 
thätig seyn würden. Es wird aber keiner, er stehe hoch oder 
niedrig, auf seinen Berufswegen ohne Nachtheil der Aufmunte­
rung entbehren können, durch welche die ermüdeten Kräfte be­
lebt und zu neuen Anstrengungen gestärkt werden. Wenn ihnen 
aber durch einen angemessenen Zollschutz und durch den patrio­
tischen Sinn der wohlhabenden Consumenten des Landes, wie 
er den Schleswig-Holsteinern gewiß nicht fremd ist, jene Auf­
munterung zu Theil wird, dann werden die Fortschritte unserer 
Industrie auch in dieser Richtung immer bemerklicher werden 
und mit denen des Auslandes gleichen Schritt halten können, 
soweit die Verhältnisse gleichgestellt seyn werden.

Wie sehr würde dann aber auch die Handelsbilanz unseres 
Landes gewinnen, wenn wir mit inländischen Jndustrieproducten
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einen großen Theil der Bedürfnisse befriedigen konnten, für die 
wir jetzt die Gegenstände unserer Ausfuhr hingeben müssen. 
Dies würde um so wichtiger für die Herzogthümer feyn, jemehr 
sie mit Steuern belastet sind, von denen, wie wir gesehen haben, 
nur der kleinste Theil in ihre Circulation zurückkehrt. Wenn 
denn auch eine Anzahl derer, die jetzt mit der Herbeischaffung 
solcher Gegenstände der Konsumtion beschäftigt sind, welche dann 
mehr unmittelbar aus der Hand der inländischen Producenten 
in die Hände der Consumenten übergehen konnten, dabei ver­
löre, so würde doch der Nachtheil, der sie träfe, nur unbedeu­
tend und fast unbemerkbar seyn, im Vergleiche mit dem allge­
meinen Gewinn. Denn auch die Consumenten würden den 
Vortheil haben, daß sie an manchen Gegenständen ihres Ver­
brauches den Verdienst der Zwischenhändler ersparen würden. 
Für den Staat kann es aber gleichgültig seyn, ob diese 
oder jene Individuen Handel treiben, ob die Fabrikanten 
zugleich Kaufleute sind, oder ob ihre Fabrikate von anderen feil 
geboten werden.

Für unseren auswärtigen Handel kommen aber vornehm­
lich drei ^Rücksichten in Betracht, in Beziehung auf welche er 
des Schutzes, der ihm durch den Zoll um so mehr zu Theil 
werden kann, je zweckmäßiger derselbe organisirt seyn wird, 
nicht wird entbehren können.

Wenn wir zuerst den Handel, den die Herzogthümer mit 
Dänemar k  führen, berücksichtigen, so wird es, nach dem was 
darüber schon in Beziehung auf unsere Industrie im Vorstehen­
den enthalten ist, um so mehr sich als gewiß herausstellen, daß 
jener Handel für uns um so vortheilhafter seyn werde, je mehr 
unsere Zolleinrichtungen mit denen des Königreiches correspon- 
diren. Daß aber dieses dann am Wenigsten der Fall seyn 
werde, wenn der Zoll in den Herzogthümer« ganz aufgehoben, 
in Dänemark aber erhöht würde, bedarf keines Beweises. Wenn 
nun auch die Lage und die Verhältnisse der Herzogthümer es
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nicht möglich machen, andere, als niedrige Zollsätze mit Erfolg 
einzuführen, so wird doch ein Jeder leicht begreifen, daß die 
dadurch im Verkehr mit Dänemark etwa nöthig werdenden 
Differenzzölle viel weniger nachtheilig auf diesen Verkehr ein­
wirken werden, als die Aufhebung des Zolls, wenn solche nicht 
für beide Länder gleichzeitig einträte. Immer aber wird mit 
vieler Umsicht in Hinsicht der Differenzzölle verfahren werden 
müssen, und deren richtige Feststellung nicht bloß als die Lösung 
eines einfachen Rechenexempels zu betrachten seyn, indem sonst die 
Herzogthümer sich gegen Dänemark, welches ihnen seine Erzeug­
nisse unter günstigeren Bedingungen zuführen würde, als unter 
welchen die Herzogthümer die ihrigen dort einführen könnten, 
um so mehr benachtheiligt finden würden, da ohnehin das Ver­
hältniß der Herzogthümer zu Dänemark in Betreff der Steuern 
sich als so ungünstig für jene darstellt.

Die zweite Berücksichtigung erfordert unser Westindische 
Handel, der insonderheit für F l ensbu r g  von so großer Wichtig­
keit ist. Daß dieser Handel durch die Unmöglichkeit, die Zucker­
fabriken des Landes zu erhalten, wenn Ihnen aller Zollschutz 
entzogen würde, vernichtet werden müsse, haben wir bereits 
gesehen. Aber auch eines directen Zollschutzes bedarf der Westi- 
indische Handel deshalb, weil der Hauptgegenstand unserer Ein­
fuhr von unseren dortigen Colonieen in einem Rohzucker von 
geringerer Güte besteht, als andere Colonieen ihn liefern. Damit 
nun dieser Zucker den Markt behaupte und dessen Verbrauch 
nicht zu sehr beschränkt werde, wird es immer erforderlich bleiben, 
daß verschiedene Zollsätze den Unterschied des Werthes der ver­
schiedenen Arten von Rohzucker ausgleichen.

Die dritte Berücksichtigung nimmt der Handel in Anspruch, 
den wir mit dem Aus lande treiben, und zwar vornehmlich 
in Beziehung auf die Einfuhr der Gegenstände unseres Ver­
brauches, mit denen das Ausland uns versorgt.
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Da die großen Nachtheile, welche die Aufhebung -des Zolls 
für unsere Industrie haben würde, eben erst hervorgehoben sind, 
dieselben Ursachen aber auch auf den Betrieb desjenigen Theils 
unseres Handelsstandes höchst nachtheilig einwirken würden, 
welcher jetzt diesen Handel vermittelt, so wird ihre ausführliche 
Erörterung hier unnöthig seyn. Ein jeder wird sich auch sehr 
leicht selbst die Nachtheile vergegenwärtigen können, welche da­
durch für diejenigen, welche jetzt für die Befriedigung unserer 
Bedürfnisse sorgen, eintreten würden, wenn denen, von denen 
sie die Waaren beziehen, die freie Einfuhr in die Herzogthümec 
offen bliebe. Wer da weiß, wie in früherer Zeit die Hanseaten 
sich hier im Lande so festgesetzt hatten, daß der Detailhandel 
fast ganz in ihren Händen war, der wird es auch nicht be­
zweifeln, daß sie unter noch günstigeren Umständen, wie die 
gänzliche Aufhebung des Zolles sie darbieten würde, auf's Neue 
unsere Handelsleute verdrängen, oder doch ihren Erwerb bedeu­
tend schmälern würden. Is t doch schon jetzt die Nothwendigkeit 
allgemein erkannt worden, sie gegen den so sehr zu ihrem Nach­
theile gemißbrauchten Proben- und Hausirhandel durch zweck­
mäßige Verfügungen zu schützen. Solche Verfügungen würden 
aber sehr schlecht mit der Aufhebung des Zolles correspondiren, 
da diese Maaßregel aus dem Princip einer Handelsfreiheit her­
vorgehen würde, mit der Prohibitivmaaßregeln jeder Art in 
schreiendem Widerspruch stehen.

3.
Beschränkung der Consumt i on ,  insofern sie 

f ü r  den S t a a t  nachthei l ig wi rd ,  ist zwar auch einer 
der Zwecke, welchen andere Staaten durch den Zoll zu erreichen 
versucht und auch wirklich erreicht haben, so daß z. B. der 
Englische Zolltarif früher Zollsätze von 100, 500 bis 1000 pCt. 
vom Werthe der Waaren enthalten hat. Wie nützlich es aber 
auch unter gewissen Umständen seyn kann, wenn die Regierung
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Mittel in Händen hat, das Ueberhandnehmen einer Konsumtion 
ausländischer Erzeugnisse zu verhindern, oder doch zu beschränken, 
wenn nämlich bei einer ungünstigen Handelsbilanz das reine 
Einkommen aller Staatsbürger nicht ausreicht, das Deficit zu 
decken, welches mit baarem Gelde gedeckt werden muß, wo also 
durch fortgesetzten Verbrauch der gleichen Menge ausländischer 
Erzeugnisse unter gleich ungünstigen Handelsverhältnissen der 
Capitalfond des Landes angegriffen und nach und nach auf­
gezehrt werden müßte, so wird doch eine solche Maaßregel schon 
deshalb bei uns nicht zur Anwendung kommen können, weil 
ein Zoll von der Höhe, welche die beabsichtigte Wirkung zur 
Folge haben könnte, nie exigibel zu machen seyn würde. Nur 
zur Zeit der Kontinentalsperre ist eine Beschränkung der Kon­
sumtion gewisser Artikel in den Herzogthümern erreicht worden, 
und es dürfte lange währen, bis wieder ein ähnlicher Erfolg 
bewirkt wird. Dennoch ist es nicht unmöglich, daß ausnahmsweise 
die Wirkung eintreten kann, wenn sie auch kein Gegenstand der 
Berechnung wird seyn können. Unter außerordentlichen Zeitumstän­
den aber, welche ohnehin die Preise der ausländischen Erzeugnisse, 
deren Verbrauch kein Gegenstand des wirklichen Bedürfnisses ist, 
in die Höhe getrieben hätten, würde dennoch auch durch einen 
Zoll, wie er bei uns exigibel zu machen seyn wird, der Zweck 
dann erreicht werden, wenn gleichzeitig die Gegenstände unserer 
Ausfuhr wenig Abnehmer und geringe Preise fänden, und da­
durch der Tagelohn und andere Erwerbsquellen so herunter­
gebracht würden, daß es nur eines geringen Gewichtes bedürfte, 
um die Waagschale zu Gunsten einer weisen Enthaltsamkeit 
sinken zu machen.

4.
D e r Zo l l  gewähr t  in besonderen Fä l l en  dem 

S t aa t e  die M i t t e l ,  Repressal ien gegen fremde 
S t a a t e n  zu üben. Daß dies der Fall sey, lehrt die
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Geschichte des Handels auf vielen ihrer Blätter. Daß auch 
unser Land in den Fall kommen könne, von Repressalien Ge­
brauch zu machen, wollen wir nicht wünschen, und eine Erörte­
rung der Frage: inwiefern ein solcher Versuch heilsam und 
erfolgreich sevn wurde? wäre hier nicht an ihrer Stelle. Das 
aber wird nicht bestritten werden, daß, wenn der Zoll bei uns 
aufgehoben wäre, Hande l sve r t r äge ,  die doch unstreitig 
ihren großen Nutzen haben, und deren Werth auch von unserem 
Handelsstande häufig anerkannt worden ist, nicht zu unserem 
Vo r t he i l e  jemals geschlossen werden könnten, da der Preis, 
den unsere Regierung für solche Begünstigungen anbieten könnte, 
ihren Händen entschwunden seyn würde. Ohne Aequivalent 
wird niemals ein Handelsvortheil von auswärtigen Mächten für 
uns bedungen werden können, wo aber das, was als Aequi­
valent angeboten werden könnte, schon früher in den Besitz 
dessen gekommen ist, der auf Vergütung Anspruch macht, da 
wird er sich das, was er bereits besitzt, nicht als den Preis für 
das, was er erst bewilligen soll, anrechnen lassen.

Bedarf es noch fernerer Gründe gegen die Aufhebung des 
Zolles in Schleswig-Holstein, so werden hoffentlich die Erwägungen, 
welche sich hier anknüpfen lassen, alle Zweifel beseitigen. Denn es 
bieten sich hier zwei inhaltschwere Fragen dem Nachdenken zur 
Beantwortung dar. Zuerst die: wie es doch möglich sey, daß die 
Sterne erster Größe, welche zu allen Zeiten am politischen 
Horizonte geglänzt haben, daß alle Fürsten und Staatsmänner 
der Länder, in denen seit manchen Jahrhunderten und auch in 
späterer Zeit aus schwachen Keimen eine blühende Industrie und 
ein gewinnreicher Handel sich herangebildet und immer mehr 
entwickelt hat, mit solchen Mitteln diese Zwecke erreicht haben, 
welche jetzt in unserem kleinen Lande nicht allein für ungeeignet 
ersannt werden, sondern von denen sogar behauptet wird, daß 
ihr Gegentheil hier dasselbe bewirken solle? — und dann die: wie 
es möglich seyn werde, — gesetzt auch ein solcher, in praktischen
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Dingen unerklärliche Irrthum sey wirklich nachzuweisen, — 
daß ein kleines Land, dessen Volkszahl noch weit unter einer 
M illion Menschen befaßt, sich, bei der großen Wichtigkeit, die 
der ungehinderte Austausch seiner Producte gegen das Geld oder 
die Producte des Auslandes für seinen Wohlstand hat, in diesen 
Verhältnissen den Platz sichern könne, von dem seine Existenz 
vielleicht abhängt, wenn es sich dem Systeme entgegenstellt, 
welches alle anderen Staaten, wenn auch vielleicht nicht alle 
aus freier Wahl, bisher befolgen und gewiß noch lange befolgen 
werden? wie es vermeiden wolle, die Beute des Colosses zu 
werden, dem es sich entgegenstellt?

5.
Als fünften und letzten der angegebenen Zwecke, welchen 

die Regierungen, die den Zoll bisher in Ehren halten, durch 
ihn zu erreichen beabsichtigen, haben wir noch den zu erörtern: 
daß der Z o l l  f ü r  die Reg i e rung  ein M i t t e l  seyn 
sol le,  den Zustand und den Gang der I n d u s t r i e  im 
Lande kennen zu lernen.

Wenn es wahr ist, daß die Thätigkeit der Regierung da 
anfangen müsse, wo die Thätigkeit der Staatsglieder nicht aus­
reicht, um den Staatszweck, die Beförderung des gemeinschaft­
lichen Wohls, zu erreichen, so wird es auch erforderlich seyn, 
daß die Regierung sich eine möglichst genaue Kenntniß der Ver­
hältnisse erwerbe und fortwährend verschaffe, damit sie die rechten 
Mittel zu jenem Zwecke zur Anwendung bringen könne. Vor­
nehmlich wird sie den Zustand der Landwirtschaft, der Industrie 
und des Handels, durch welche drei Elemente des National- 
wohlstandes die Fortschritte desselben bedingt werden, genau 
kennen lernen wollen, damit sie beurtheilen könne, inwiefern 
diese Zustände ihrer Nachhülfe oder ihres Einschreitens bedürfen. 
Denn es kann nie eingeräumt werden, daß die Regierung nicht 
die allerdings schwere Pflicht zu erfüllen habe, diese Nachhülfe
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eintreten zu lassen, so bald sie zu bemerken glaubt, daß dadurch 
der Staatszweck seiner Erreichung näher gebracht werden könne.

Eine jede Regierung hat Zustände vorgefunden, die einer 
Nachhülfe bedürfen und der Verbesserung fähig sind. Häufig 
sind diese durch Verhältnisse zu anderen Staaten bedingt und 
von diesen abhängig gewesen. Um aber zu einem sicheren Ur­
theile zu gelangen, inwiefern ein Einschreiten oder eine Nach­
hülfe nöthig sey, und welche Mittel angewandt werden müssen, 
oder ob sie die Dinge ihren Gang könne gehen lassen, wird sie 
vornehmlich sich die Kenntniß der Einfuhr, wie der Ausfuhr 
des Landes und des Maaßes, in welchem inländische oder aus­
ländische Erzeugnisse im Lande consumirt werden, verschaffen 
müssen. Dazu bieten ihr die Zollregister das sicherste Mittel 
dar. Wenn aber jener Zweck auch durch andere Mittel erreicht 
werden kann, so wird doch die Anwendung dieser ebenfalls 
Kosten verursachen, die ohnehin für die Zollcontrole, insofern sie 
wichtigen und nothwendigen Zwecken dient, verwandt werden 
müssen, und in Hinsicht deren es folglich zu wünschen seyn 
wird, daß sie die Erreichung möglichst vieler Zwecke befördere, 
damit sie nicht den Hauptzweck zu sehr belaste.

Es scheint freilich sich im täglichen Leben eine Ansicht 
ziemlich allgemein verbreitet zu haben, als wenn die Regierung 
die bezeichneten Zustände niemals in ihrer natürlichen Entwicke­
lung, wie sie sich nach und nach durch die nur auf persönliche 
Vortheile berechneten Bemühungen derer, welche sich in ihnen 
bewegen, herausstellt, stören, daß sie nie müßte einschreiten oder 
nachhelfen wollen, indem leicht durch den guten Willen ein 
Nachtheil herbeigeführt werden könne. Daß aber diese Ansicht 
nicht richtig sey, — daß das bekannte und beliebte: laissez 
nous faire ! des Handelsstandes nicht ausreiche, das dürfte 
bereits in vielen Staaten, und selbst in den constitutionellen, 
deren Verfassungen mit Recht von allen freisinnigen Män­
nern als Muster erkannt worden, durch die Erfahrung
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bewiesen seyn, indem dort die Regierungen am Meisten ein­
geschritten sind, gleichwohl aber die Fortschritte des National­
wohlstandes den Nutzen dieses Einschreitens gezeigt haben. Nur 
auf diesem Wege werden auch wir dem Ziele näher kommen, 
welches freilich noch in keinem Lande ganz erreicht worden ist, 
und welches wohl immer und allenthalben unerreichbar bleiben 
wird. Die Unrichtigkeit jener Voraussetzung scheint aber auch 
durch die Erfahrung bewiesen zu werden, daß in der neuesten 
Zeit in England, Frankreich und in Baiern ein lebhafter Con­
flict widerstreitender Ansichten und Wünsche des Handels- und 
Gewerbstandes stattgefunden hat, der nur durch Einschreiten der 
Regierungen entschieden werden konnte, oder noch erst entschieden 
werden soll. Eine kleine Erfahrung ähnlicher Art und gleichen 
Ursprunges hat auch in Schleswig-Holstein die auf Aufhebung 
des Zolls gerichtete Proposition des Herzoges von Augustenburg 
herbeigeführt. Daß aber ein solcher Conflict der pro aris et 
focis streitenden Partheien nicht von ihnen selbst entschieden 
werden dürfe, das wird von Jedermann eingeräumt werden 
müssen. Wer aber soll entscheiden, wenn nicht die Regierung, 
die allein über den Partheien steht?

Einen Beleg für diese Behauptung hat auch ein geistreicher 
und freisinniger politischer Schriftsteller und Staatsmann Süd­
deutschlands geliefert, indem er bei der Erörterung der Frage 
über die Zweckmäßigkeit der Einführung von Republiken eben 
in jenem Conflicte der verschiedenen Classen der bürgerlichen 
Gesellschaft einen Hauptgrund gegen die Ausführbarkeit republi­
kanischer Institutionen gefunden hat, da, wenn die unter einander 
über entgegengesetzte Interessen zerfallenen Partheien Mitglieder 
der Regierung seyn würden, ihr Streit nicht auf friedlichem 
und gerechtem Wege würde geschlichtet werden können.

Soll nun aber die Regierung, welche über den Partheien 
steht, und welche nur unter dieser Bedingung regieren kann, 
die Entscheidung geben, so wird sie doch auch die M ittel besitzen
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Muffen, sich eine beständig fortlaufende Kenntniß der Zustände 
UU verschaffen, deren Beurtheilung ihr nur unvollkommen ge­
klingen könnte, wenn sie erst dann, wenn die Entscheidung Noth 
twürde, sich zu unterrichten versuchen wollte.

Daß aber die Zolleinrichtungen zur Beurtheilung solcher 
Zustände die besten, wenn auch nicht die einzigen Mittel ge- 
twähren, das scheint bisher unbestritten gewesen zu seyn.

Insofern es den vorstehenden Ausführungen gelungen seyn 
sollte, überzeugend nachzuweisen, daß die Erfolge, welche die 
Regierungen anderer Länder durch ihre Zolleinrichtungen bezweckt 
und auch zum großen Theile erreicht haben, auch in Schleswig- 
Holstein durch eine Reform des Zollwesens erreicht werden kön­
nen, würde auch der Beweis geführt seyn, daß eine solche Reform 
des Zollwesens der Aufhebung des Zolls vorzuziehen seyn werde. 
Werfen wir jetzt noch einen Blick zurück auf die Maaßregeln, 
welche eine solche Reform befassen müsse, damit der Erfolg ge­
sichert werde, den wir, gewiß in Uebereinstimmung mit einer 
nicht kleinen Zahl derer, die diesem Gegenstände ein ernstes 
Nachdenken gewidmet haben, als ihren Hauptzweck,  und 
als denjenigen bereits bezeichnet haben, der zunächst verfolgt 
werden müsse. Dieser Zweck ist der: dem Schleichhandel in 
Schleswig-Holstein in dem Grade zu wehren, daß die Verzol­
lung der zollpflichtigen Gegenstände die Regel werde, das Ein­
schwärzen derselben aber nur als Ausnahme von der Regel 
künftig vorkomme.

Wenn man zu der leicht zu erwerbenden Einsicht in die 
Ursachen gekommen ist, welche schon seit vielen Jahren unser 
Zollwesen zu einem Gegenstände des Widerwillens und der 
Geringschätzung gemacht haben, so kann es nicht zweifelhaft 
seyn, daß die Schuld davon vornehmlich die so mangelhafte
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Controls trifft. Dies ist von der Regierung anerkannt worden, 
indem sie selbst die Zollprivilegien und die fremden Enclaven 
der Herzogthümer als die Hindernisse bezeichnet hat, welche 
bisher die Verbesserung der bestehenden Einrichtungen unmöglich 
gemacht haben, und deren Fortbestehen einer durchgreifenden 
Reform auch künftig im Wege stehen würde. Damit sind auch 
schon immer alle diejenigen einverstanden gewesen, deren persön­
liches Interesse durch eine solche Ueberzeugung nicht bedroht 
wurde, und es muß dankbar erkannt werden, daß auch Mehrere 
unter den Privilegieten diese Ueberzeugung ausgesprochen haben. 
Aber nicht allein durch die Aufhebung der Privilegien, und 
durch die Aufnahme der fremden Enclaven in unser Zollgebiet, 
kann den Ansprüchen an eine genügende Controls ihr Recht 
wiederfahren. Wenn diejenigen, welche bisher so häufig die 
Pflicht versäumt haben, für die Beobachtung der bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften zu wachen, so weit es in ihrer Gewalt 
war, wenn diese künftig, meistens ungestraft, ein Gleiches thun 
würden, dann würden auch die trefflichsten Einrichtungen die 
immer zunehmende Verbreitung des Schleichhandels nicht hin­
dern können.

Von dieser Ueberzeugung geleitet, haben beide Ständever­
sammlungen der Herzogthümer der Regierung solche Maaß­
regeln vorgeschlagen, von denen sich mit Grund erwarten läßt, 
daß der beabsichtigte Zweck durch sie werde erreicht werden kön­
nen. Dahin ist, außer zweckmäßigen Strafbestimmungen, welche 
sowohl den Schleichhandel überhaupt, als auch vornehmlich die 
säumigen oder pflichtvergessenen Wächter des Gesetzes treffen sollen, 
der Vorschlag zu rechnen, nach welchem derjenigen Behörde, der 
die Leitung des Zollwesens der Herzogthümer obliegen wird, 
allein und auf ihre Verantwortung die Ernennung und Ver­
setzung aller Zollbedienten zu überlassen seyn würde. Denn 
dadurch soll und kann verhindert werden, daß nicht künftig un­
fähige oder unredliche Individuen von dem Bedürfniß einer



81

Versorgung oder von dem Verlangen nach unerlaubtem Gewinn 
getrieben, sich zu einem Berufe drängen, auf den sie keine 
anderen Ansprüche haben. Da aber auch kundige und taugliche 
Männer einer Versuchung zur Untreue unterliegen können, so 
würde für solche Fälle die Versetzung oder gar Absetzung der­
selben, auch ohne vorgängige gerichtliche Untersuchung, nach dem 
Rathe der Ständeversammlung, ein geeignetes Mittel zur Er­
haltung der Pflichttreue seyn. Wenn diese Vorschläge, wie es 
zu erwarten ist, die Billigung der Regierung finden, dann wird 
von dieser Seite ein erwünschter Erfolg immer mehr gesichert 
werden. Als ein Haupterforderniß wird aber die von der 
Holsteinischen Ständeversammlung angerathene Einführung der 
Bewachung unserer südlichen Landesgränze durch ein Eorps von 
Landdragonern angesehen werden müssen, da nur durch die 
sorgfältigste Bewachung dieser Gränze es möglich zu machen 
seyn wird, dem Schleichhandel in dem Grade zu wehren, daß 
er nur noch ausnahmsweise in Betracht komme. Dadurch wird 
aber auch der Vortheil erreicht werden können, daß die Schmuggel­
prämie, welche doch immer die Basis unserer Tarifsätze bleiben 
wixd, leichter von denen, welche diese Sätze bestimmen sollen, 
zu berechnen seyn wird, als dies jetzt geschehen kann, so lange 
es viel gefahrloser und folglich auch wohlfeiler ist, Schleich­
handel zu treiben, je näher der Ort, wohin die eingeschlichenen 
Waaren bestimmt sind, der Gränze liegt. Die Kosten jener 
Einrichtung werden um so weniger in Betracht kommen, da 
auch der Vortheil einer besseren Bewachung der Gränze gegen 
das Eindringen von losem Gesindel zugleich erreicht wird. Aber 
auch wenn man die Kosten scheut, bietet sich der Ausweg dar, 
das Eorps der Landdragoner aus tauglichen Leuten unseres 
jetzigen Militairetats zu bilden, und diesen im Verhältniß jener 
Kosten zu beschränken.

Wenn auf solche Weise die Controls eine durchgreifende 
Verbesserung erhalten haben wird, wenn zugleich auch eine

6
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zweckmäßige Vertheilung der Zollstätten an der Gränze, welche 
der Behörde, der die Leitung des Zollwesens obliegt, überlassen 
bleiben muß, neben anderen in Betracht kommenden Einrich­
tungen beschafft seyn wird, dann wird der Erfolg nicht zweifel­
haft seyn können,- insofern nicht die Höhe der Tarifsätze ihn 
vereiteln würde.

Daß diese Tarifsätze zuerst nicht höher bestimmt werden 
dürfen, als die bisherige Erfahrung ihre Erhebung verbürgt, 
daß sie das Maaß der Schmuggelprämie nicht übersteigen dürfen, 
das ist bereits bei der Erörterung des finanziellen Zweckes aus­
geführt worden, um die späteren Ausführungen verständlicher 
zu machen. Es ist ebenfalls gezeigt worden, daß ein bedeutender 
Verlust für die Finanzen auf diesem Wege nicht zu fürchten 
sey, daß aber der etwa erlittene Verlust durch die Erhöhung 
der Zollsätze reichlich werde ersetzt werden, welche in Folge einer 
zweckmäßigen Reform des Zollwefens sehr bald möglich, und 
so lange fortgesetzt werden könnte, bis sie den Punct erreicht 
hätten, der nicht überschritten werden darf, wenn nicht der 
Schleichhandel wieder provocirt werden soll. Es könnte aber 
vielleicht eingewandt werden, daß man eben so gut mit höheren, 
als mit niedrigeren Tarifsätzen anfangen, und eben so wohl, 
wenn jene sich durch die neue Erfahrung als zu hoch darstellen 
würden, sie dann immer niedriger stellen könne, als man die 
niedrigen, mit denen man den Anfang gemacht hätte, nach und 
nach höher treiben soll. Man könnte dafür anführen, daß dann 
ein Verlust für die Finanzen weniger zu fürchten sey, da man 
auf jenem Wege gleich Alles erheben würde, was exigibel zu 
machen wäre, auf diesem Wege aber jedenfalls erst nach und 
nach dahin gelangen werde. Dieser Einwand wird aber nicht 
schwer zu widerlegen seyn, und es wird sich zeigen lassen, daß 
eben der Weg, den man auf diese Weife einschlagen würde, 
ein verderblicher, den eigentlichen Zweck der Reform des Zoll­
wefens vereitelnder Umweg seyn werde.
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Es ist allgemein bekannt, daß derjenige, welcher in Folge 
der ihm durch hohe Zollsätze gegebenen Veranlassung Schleich­
handel treibt, nicht blos solche Waaren einzuschleichen bemüht 
ist, deren Tarif ihm einen Gewinn versprechen, sondern daß er 
dann auch zugleich solche Waaren mit einschwärzen wird, deren 
Tarifsätze so niedrig sind, daß er, wenn er diese allein zu bezie­
hen hätte, keine Rechnung bei dem Schleichhandel finden würde. 
Wenn nun aber ein sicherer Maaßstab in der Erfahrung gefun­
den werden muß, nach welchem die Tarifsätze festgestellt werden 
sollen, so ist dieser Zweck auch nur dann zu erreichen, wenn die 
Zollregister das M ittel gewähren, den Grad der Höhe zu erken­
nen, welcher zum Schleichhandel veranlaßt oder davon abhält. 
Daß dieser nun auf dem bezeichneten Wege nicht erkannt wer­
den könne, wenn eben so gut niedrig tarisirte Artikel eingeschwärzt 
würden, als hoch tarisirte, das scheint nicht zweifelhaft. Eine 
jede Berechnung würde dadurch unmöglich, oder doch sehr trüge­
risch werden. Aber der Hauptzweck der Reform, die baldige 
und möglichste Beschränkung des Schleichhandels, würde auf 
diesem Wege nicht eher zu erreichen seyn, bis man auf weitem 
Umwege zu solchen Zollsätzen gekommen wäre, durch die allein 
ein Zustand,  wie er jetzt besteht, i n  welchem es 
Regel  ist,  den Z o l l  zu umgehen,  in einen solchen zu 
verwandeln seyn wird, wie die wärmsten Wünsche aller derer 
ihn fordern, denen das Wohl ihres Vaterlandes, ihrer Mitbürger 
und vielleicht auch ihre eigene Gewissensruhe theuer sind. Oder, 
wäre es vielleicht nicht zu erwarten, daß bei der Feststellung des 
neuen Tarifs solche Irrthümer sich einschleichen würden, wie sie, 
nach der bisherigen Erfahrung, für unvermeidlich gehalten.wer­
den müssen, so lange nicht die sichere Basis angenommen wird, 
welche allein die Erfahrung darbieten kann? Ferne sey aber 
der Gedanke, daß es unserer Regierung jemals einfallen könne, 
es auf's Neue mit höheren Zollsätzen zu versuchen, die sie nicht 
exigibel zu machen weiß, in der Hofnung, daß ihr finanzielles
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Interesse bei hohen, wenn auch nur ausnahmsweise exigiblen, 
besser, als bei niedrigen, aber in der Regel exigiblen Zollsätzen, 
geschützt seyn würde. Sie würde dadurch zu erkennen geben, 
daß ihr mehr als die Moralität des Volkes, welche doch wohl 
immer und zunächst die Sorge der Regierung in Anspruch 
nehmen soll, das dennoch nur ärmlich geschützte finanzielle 
Interesse am Herzen liege.

Vertrauen wir denn, daß die Reform des Zollwesens, die 
nun doch hoffentlich bald in das Leben treten wird, auf der 
breiten Grundlage kostspieliger und betrübender Erfahrungen, 
zur Ehre unserer Regierung und zum'Heile des Landes, ge­
gründet werden möge! Hoffen w ir, daß das neue Zollgesetz, 
als die erste Frucht einer neuen Institution, auch dieser zur 
Ehre gereichen und den Beweis liefern möge, daß unsere Regie­
rung den Stimmen der Vertreter des Volks ein williges Ohr 
leiht! Wenn aber, was Gott verhüte, im Laufe der Zeit die 
t r au r i ge  E r f a h r u n g  gemacht werden sollte, daß auch die 
zweckmäßigste Reform des Zollwesens es nicht vermöge, die 
Schwierigkeiten der örtlichen Verhältnisse der Herzogthümer zu 
überwinden, dann, aber auch n u r dann wird es an der Zeit 
seyn, die Aufhebung des Zolles und den möglichen Ersatz, der nicht 
allein in finanzieller, sondern auch in staatswirthschaftlicher Hin­
sicht reiflich zu erwägen seyn würde, zum Gegenstände der Be­
rathungen der Vertreter des Landes zu machen!
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